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Kundeninformation zu Ihrer Rechtsschutzversicherung

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

zum Abschluss Ihrer Rechtsschutzversicherung geben wir Ihnen folgende Erläuterungen:

1. Versicherer

Ihr Versicherer ist die Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-
Aktiengesellschaft

Postanschrift: Concordia
Rechtsschutz-Versicherungs-AG
Karl-Wiechert-Allee 55
30625 Hannover

Telefon: 0511/ 5701-1866
Telefax: 0511/ 5701-1402
Mail: rs@concordia.de

Aufsichtsratsvorsitzender: Dr. Heiner Feldhaus

Vorstand: Wolfgang Glaubitz,
Manfred Schnieders,
Lothar See

Rechtsform: Aktiengesellschaft
Sitz der Gesellschaft: Hannover
Handelsregister: Amtsgericht Hannover HRB 0556

2. Hauptgeschäftstätigkeit

Die Hauptgeschäftstätigkeit der Concordia Rechtsschutz-Ver-
sicherungs-AG ist der Betrieb der Rechtsschutzversicherung.

3. Zuständige Aufsichtsbehörde

Postanschrift: Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn

4. Wesentliche Merkmale der Versicherung (Vertragsbestimmun-
gen)

Die wesentlichen Merkmale Ihres Versicherungsvertrages ent-
nehmen Sie bitte Ihrem Antrag, den vereinbarten Versicherungs-
bedingungen (ARB) mit den jeweils vereinbarten Klauseln und
Sonderbedingungen sowie den Tarifbestimmungen.

Für Ihren Rechtsschutzversicherungsvertrag gilt deutsches Recht.

5. Beitrag und Zahlungsweise

Den Beitrag, den Sie für den Versicherungsschutz zu entrichten
haben, finden Sie im Antrag. Dieser gilt für die vereinbarte Zahlungs-
weise und enthält die gesetzliche Versicherungsteuer sowie ggf.
einen Ratenzahlungszuschlag (bei halbjährlicher Zahlungsweise
berechnen wir einen Ratenzahlungszuschlag von 3  %; bei viertel-
jährlicher oder monatlicher Zahlungsweise beträgt der Zuschlag
5 %).

Auf die Möglichkeit einer Beitragsänderung gemäß Standard-
klausel 36 der ARB während der Vertragslaufzeit wird hinge-
wiesen.

Erfüllungsort für Beitragszahlungen ist der Sitz der Hauptverwal-
tung der Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-Aktiengesell-
schaft.

6. Befristung und Gültigkeitsdauer

Unser Angebot ist bis zur Einführung eines neues Tarifs bzw.
Änderung der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutz-

versicherung gültig, soweit auf dem Angebot nichts anderes
vermerkt ist.

7. Vertragsabschluss, Vertragsbeginn und Widerrufsrecht

Der Vertragsabschluss kommt dadurch zustande, dass wir Ihnen
die Annahme Ihres gestellten Rechtsschutzantrages in Form einer
schriftlichen Annahmeerklärung oder durch Übersendung des
Versicherungsscheines bestätigen.

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Antrag genannten
Zeitpunkt - frühestens jedoch bei Eingang des Antrages bei der
Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-AG -, sofern Sie den ers-
ten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig zahlen. Der erste oder
einmalige Beitrag wird zwei Wochen nach Zugang des
Versicherungsscheines fällig und ist dann unverzüglich zu zahlen.

8. Vertragsdauer und Vertragsbeendigung

Ihr Vertrag gilt für die im Versicherungsantrag vereinbarte Vertrags-
dauer. Er verlängert sich stillschweigend jeweils um ein weiteres
Jahr, wenn nicht spätestens drei Monate vor Vertragsablauf dem
Vertragspartner eine schriftliche Kündigung zugegangen ist.
Haben Sie Ihren Vertrag von vornherein mit einer Dauer von mehr
als drei Jahren abgeschlossen, können Sie  ihn zum Schluss des
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer
dreimonatigen Frist kündigen.

Weiterhin haben Sie die Möglichkeit, Ihren Rechtsschutzvertrag

– nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Rahmen von § 19
Abs. 1 bzw. Abs. 2 ARB

– nach einer Beitragserhöhung auf Grundlage der Beitrags-
änderungsklausel (Standardklausel 36)

zu kündigen. Die genauen Kündigungsfristen hierzu entnehmen
Sie bitte den genannten Bestimmungen.

Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht: Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb
von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B.
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Widerrufsfrist beginnt am Tag,
nachdem Ihnen der Versicherungsschein, die Vertrags-
bestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen sowie die Vertragsinformationen gemäß § 7 Abs. 2
des Versicherungsvertragsgesetzes und diese Belehrung in
Textform zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist
genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf
ist zu richten an: Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-AG,
Karl-Wiechert-Allee 55, 30625 Hannover.

Widerrufsfolgen: Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr
Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres
Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt.

Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des
Widerrufs entfällt, können wir einbehalten, wenn Sie zugestimmt
haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der Widerrufs-
frist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht erteilt oder
beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufs-
frist, sind die beiderseits empfangenen Leistungen zurückzu-
gewähren.

Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage
nach Zugang des Widerrufs.
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9. Rechtsgrundlagen vor Abschluss des Vertrages

Der Aufnahme von Vertragsbeziehungen zu Ihnen als Versiche-
rungsnehmer legt die Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-AG
das Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde.

10. Gerichtsstand und Anzuwendendes Recht

1. Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Ver-
sicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermange-
lung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat.

2. Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem
Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen
Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine
juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch
nach dem Sitz der Niederlassung des Versicherungsneh-
mers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine
Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Ge-
sellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene
Partnerschaftsgesellschaft ist.

3. Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers

Sind der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versi-
cherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht be-
kannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen
aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs-
nehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den
Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung.

11. Vertragssprache

Die Vertragssprache ist Deutsch. Dies gilt sowohl für den Ab-
schluss als auch während der Laufzeit des Vertrages.

12. Beschwerden

Unser wichtigstes Anliegen ist es, Ihnen als Kunde einen hervor-
ragenden Service zu bieten. Aber auch wir sind nicht fehlerfrei und
wollen diesen Service ständig weiter verbessern. Wenn Sie der
Meinung sind, dass wir etwas falsch gemacht haben, rufen Sie ein-
fach uns oder Ihren zuständigen Ansprechpartner vor Ort an     und
schildern Sie Ihr Anliegen oder bitten Sie um unseren Rückruf. Wir
werden uns dann schnellstmöglich mit Ihnen in Verbindung setzen.

Darüber hinaus ist unser Unternehmen Mitglied im Verein
Versicherungsombudsmann e.V.. Sie können damit das kosten-
lose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren in Anspruch
nehmen. Den Ombudsmann erreichen Sie wie folgt:

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 080632, 10006 Berlin,
Leipziger Straße 121, 10117 Berlin,
Telefon: 01804 224424;
Telefax: 01804 224425.

Bei Beschwerden können Sie sich aber auch an die unter Ziffer 3.
genannte Aufsichtsbehörde wenden. Hiervon unberührt bleibt für
Sie selbstverständlich die Möglichkeit, den Rechtsweg zu be-
schreiten.

Abschließend noch ein wichtiger Hinweis:

Diese Kundeninformation soll Ihnen einen Überblick geben. Sie ist
nicht abschließend. Weitere wichtige Informationen entnehmen Sie
bitte den beiliegenden Unterlagen.

Wir würden uns freuen, wenn Sie sich für eine Rechtsschutzversiche-
rung bei unserer Gesellschaft entscheiden und danken Ihnen schon
jetzt für das Vertrauen, das Sie in uns setzen!

Mit freundlichen Grüßen

Ihre
Concordia Rechtsschutz-Versicherungs-AG

R
S

 1
0 

1.
20

08



R
S

 1
0 

 1
.2

00
8

1. Teil – Allgemeine Bestimmungen
A. Der Versicherungsschutz

§ 1 Gegenstand

(1) Der Versicherer erbringt die für die notwendige Wahrnehmung
der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers oder des Ver-
sicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechts-
schutz). Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen ist notwendig, wenn
sie hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint. Eine Wahrnehmung rechtlicher Interessen liegt nicht vor,
soweit das Schwergewicht der Interessenwahrnehmung im wirtschaft-
lichen und nicht im rechtlichen Bereich liegt.

(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf die im Versicherungs-
schein und in seinen Nachträgen bezeichneten Wagnisse, und zwar
nach Maßgabe der Besonderen Bestimmungen der §§ 21-29.

§ 2 Umfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen und trägt dabei

a) die gesetzliche Vergütung eines für den Versicherungsnehmer
tätigen Rechtsanwaltes. Dieser muss in den Fällen der Verteidi-
gung wegen Verletzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungs-
widrigkeiten-, Disziplinar- oder Standesrechtes und der Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland am Ort des zuständigen Gerichtes wohnhaft oder
bei diesem Gericht zugelassen sein.

In allen anderen Fällen ist es nicht erforderlich, dass der Rechts-
anwalt am Ort des zuständigen Gerichtes wohnhaft oder bei
diesem Gericht zugelassen ist; in diesen Fällen trägt der Versi-
cherer die gesetzliche Vergütung jedoch nur, soweit sie auch bei
Tätigkeit eines am Ort des zuständigen Gerichtes wohnhaften
oder bei diesem Gericht zugelassenen Rechtsanwaltes entstan-
den wäre. Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km
vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche
Wahrnehmung seiner Interessen, trägt der Versicherer auch
weitere Rechtsanwaltskosten bis zur Höhe der gesetzlichen Ver-
gütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr des
Versicherungsnehmers mit dem Prozessbevollmächtigten führt;

Der Versicherer trägt in Fällen, in denen das Rechtsanwalts-
vergütungsgesetz für die Erteilung eines mündlichen oder schrift-
lichen Rates oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit einer
anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt und für
die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der Höhe nach be-
stimmte Gebühr festsetzt, je Rechtsschutzfall eine Vergütung bis
zu 250 E;

b) die Vergütung aus einer Honorarvereinbarung des Versiche-
rungsnehmers mit einem für ihn tätigen Rechtsanwalt, soweit die
gesetzliche Vergütung, die ohne Honorarvereinbarung entstan-
den wäre, vom Versicherer im Rahmen von a) getragen werden
müsste;

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen
und Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden,
sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers. In Schiedsverfahren
einschließlich der Verfahren zur Erlangung eines vollstreckbaren
Titels werden die Kosten des Schiedsgerichtes nur bis zur
eineinhalbfachen Höhe der Kosten, die vor dem zuständigen
staatlichen Gericht erster Instanz zu übernehmen wären, ge-
tragen;

d) die Gebühren und Auslagen in Verfahren vor Verwaltungsbehör-
den einschließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachver-
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ständige, die von der Verwaltungsbehörde herangezogen
werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs-
wege;

e) die Kosten des für die Verteidigung erforderlichen Gutachtens
eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen in Ver-
fahren wegen Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift
des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes;

f) die Kosten, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland vom
Versicherungsnehmer aufgewendet werden müssen, um einst-
weilen von Strafverfolgungsmaßnahmen verschont zu bleiben
(Kaution);

g) die dem Gegner bei der Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter-
essen entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer
zu deren Erstattung verpflichtet ist;

h) die Kosten für eine telefonische Erstberatung durch einen vom
Versicherer ausgewählten Rechtsanwalt in versicherten Rechts-
angelegenheiten.

(2) Der Versicherer hat die Leistungen nach Absatz 1 a) bis g) zu
erbringen, sobald der Versicherungsnehmer wegen der Kosten in
Anspruch genommen wird.

(3) Der Versicherer trägt nicht

a) die Kosten, die aufgrund einer gütlichen Erledigung, insbeson-
dere eines Vergleiches, nicht dem Verhältnis des Obsiegens
zum Unterliegen entsprechen oder deren Übernahme durch den
Versicherungsnehmer nach der Rechtslage nicht erforderlich ist;

b) die Kosten der Zwangsvollstreckung für mehr als drei Anträge
auf Vollstreckung oder Vollstreckungsabwehr je Vollstreckungs-
titel und die Kosten für solche Anträge, soweit diese später als
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels gestellt wer-
den;

c) die Kosten, zu deren Übernahme ein Dritter aufgrund anderer als
unterhaltsrechtlicher Vorschriften verpflichtet ist, soweit keine
Erstattungsansprüche auf den Versicherer übergegangen sind
oder der Versicherungsnehmer nicht nachweist, dass er den
Dritten vergeblich schriftlich zur Zahlung aufgefordert hat;

d) die Kosten, zu deren Übernahme ein Dritter verpflichtet wäre,
wenn keine Rechtsschutzversicherung bestünde;

e) die Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Über-
nahme nur deshalb verpflichtet ist, weil der Gegner Forderungen
durch Widerklage geltend macht oder zur Aufrechnung stellt, für
deren Abwehr entweder nach diesen Bedingungen kein Versi-
cherungsschutz zu gewähren ist oder ein Dritter die Kosten zu
tragen hat, die dem Versicherungsnehmer entstehen.

(4) Für die Leistungen des Versicherers bildet die vereinbarte
Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Rechtsschutzfall,
wobei die Leistungen für den Versicherungsnehmer und für die mitver-
sicherten Personen zusammengerechnet werden. Das Gleiche gilt für
Leistungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und
ursächlich zusammenhängen. Übersteigen die Kosten voraussicht-
lich die Versicherungssumme, ist der Versicherer berechtigt, die
Versicherungssumme unter Anrechnung der bereits geleisteten
Beträge zu hinterlegen oder an den Versicherungsnehmer zu zahlen.

§ 3 Örtlicher Geltungsbereich

Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher In-
teressen in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den
Kanarischen Inseln, auf den Azoren oder auf Madeira erfolgt und ein
Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich gesetzlich zuständig ist



oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches
Verfahren eingeleitet werden würde.

§ 4 Allgemeine Risikoausschlüsse

(1) Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

a) die unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit Kriegsereig-
nissen, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen,
Streiks, Aussperrungen oder Erdbeben stehen;

b) die unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit Nuklear-
schäden durch Kernreaktoren oder mit genetischen Schäden
aufgrund radioaktiver Strahlen stehen, soweit diese nicht auf
eine medizinische Behandlung zurückzuführen sind;

c) aus dem Bereich des Rechtes der Handelsgesellschaften, der
stillen oder atypisch stillen Gesellschaften, der Genossenschaf-
ten und der bergrechtlichen Gewerkschaften;

d) aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer
Personen;

e) aus dem Bereich des Patent- und Urheberrechtes, des Marken-,
Geschmacksmuster- und Gebrauchsmusterrechtes und sonsti-
gen Rechtes aus geistigem Eigentum sowie des Kartellrechtes
und bei der Geltendmachung oder Abwehr von Unterlassungsan-
sprüchen aus dem Bereich des Wettbewerbsrechtes;

f) aus dem Bereich des Handelsvertreterrechtes;

g) in ursächlichem Zusammenhang mit

aa) Spiel-/Wettverträgen, Gewinnzusagen sowie Termin- oder
vergleichbaren Spekulationsgeschäften,

bb) Ansprüchen aus dem Bereich des Kapitalmarktrechtes so-
wie aus Prospekthaftung zu Kapitalanlagen;

h) aus Bürgschafts-, Schuldübernahme- und Versicherungsverträgen
aller Art;

i) aus dem Bereich des Familienrechtes und des Erbrechtes;

k) in ursächlichem Zusammenhang mit

aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken
bestimmten Grundstückes,

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäude-
teiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungs-
nehmers befindet oder das dieser zu erwerben oder in
Besitz zu nehmen beabsichtigt,

cc) der genehmigungspflichtigen und/oder anzeigepflichtigen
baulichen Veränderung eines Grundstückes, Gebäudes oder
Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers befindet oder das dieser zu erwerben
oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten
Vorhaben.

l) aus Bergbauschäden an Grundstücken;

n) aus dem Bereich des Steuer- und sonstigen Abgaberechtes;

o) in Verfahren vor Verfassungsgerichten sowie vor internationalen
und supranationalen Gerichtshöfen, soweit es sich nicht um die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen von Bediensteten interna-
tionaler oder supranationaler Organisationen aus Arbeitsverhält-
nissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt;

q) im Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über das
Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder er-
öffnet werden soll;

r) im Zusammenhang mit Planfeststellungs-, Flurbereinigungs-,
Umlegungs- und Enteignungs-Angelegenheiten.

s) aus dem Bereich des Sozialhilfe-, des Asyl- und des Ausländer-
rechtes;

t) im ursächlichen Zusammenhang mit der Vergabe von Studien-
plätzen

(2) Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz ist die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen

a) aufgrund von Rechtsschutzfällen, die der Versicherungsnehmer
vorsätzlich und rechtswidrig verursacht hat, es sei denn, dass es
sich um Ordnungswidrigkeiten handelt;

b) aus Ansprüchen, die nach Eintritt des Rechtsschutzfalles auf den
Versicherungsnehmer übertragen worden sind;

c) aus Ansprüchen Dritter, die vom Versicherungsnehmer im ei-
genen Namen geltend gemacht werden.

(3) Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen,

a) eine Vorschrift des Strafrechtes verletzt zu haben, besteht nur
dann Versicherungsschutz, wenn ihm ein Vergehen zur Last

gelegt wird, das sowohl vorsätzlich als auch fahrlässig begangen
werden kann. Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des
Vorwurfes noch auf den Ausgang des Strafverfahrens an. Einem
Vergehen gleichgestellt wird ein Verbrechen, für das der Straf-
tatbestand Milderungen für minder schwere Fälle vorsieht und
bei dem das Mindestmaß unter einem Jahr Freiheitsstrafe liegt.
Versicherungsschutz besteht, solange dem Versicherungsneh-
mer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird oder wenn
keine rechtskräftige Verurteilung wegen Vorsatzes erfolgt. Diese
Regelung gilt auch für Rauschtaten (§ 323 a Strafgesetzbuch),
es sei denn, dass die im Rausch begangene, mit Strafe bedrohte
Handlung ohne Rausch nur vorsätzlich begangen werden kann;

b) eine mit Strafe bedrohte Handlung begangen zu haben, die den
Tatbestand der Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift
erfüllt, besteht nur dann kein Versicherungsschutz, wenn rechts-
kräftig festgestellt wird, dass der Versicherungsnehmer die Straf-
tat vorsätzlich begangen hat. Für Rauschtaten (§ 323 a Strafge-
setzbuch) besteht Versicherungsschutz auch dann nicht, wenn
die im Rausch begangene Verletzung einer verkehrsrechtlichen
Vorschrift nach der Begründung des rechtskräftigen Urteiles
ohne Rausch eine mit Strafe bedrohte Handlung gewesen wäre,
die nur vorsätzlich begangen werden kann.

(4) Für Rechtsschutzfälle, die dem Versicherer später als drei Jahre
nach Beendigung des Versicherungsvertrages für das betroffene
Wagnis gemeldet werden, besteht kein Versicherungsschutz.

B. Das Versicherungsverhältnis

§ 5 Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt, wenn nicht ein späterer Zeitpunkt
vereinbart ist, mit der Zahlung des Erstbeitrages (Einlösung des
Versicherungsscheines). Wird der Erstbeitrag erst nach dem als
Vertragsbeginn vereinbarten Zeitpunkt unverzüglich nach Fälligkeit im
Sinne von  § 7 Abs. 2 Ziffer 1. bezahlt, beginnt der Versicherungsschutz
zu dem vereinbarten Zeitpunkt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt
hiervon unberührt.

§ 6 Vorläufige Deckung

(1) Bereits bei Stellung des Versicherungsantrages kann vereinbart
werden, dass der Versicherungsschutz vor Einlösung des Versiche-
rungsscheines beginnt. Ein solcher Vertrag über die vorläufige
Deckung wird mit entsprechender schriftlicher Zusage des Versiche-
rers oder einer hierzu bevollmächtigten Person ab dem vereinbarten
Zeitpunkt wirksam.

(2) Der Vertrag über die vorläufige Deckung richtet sich nach den
Vertragsgrundlagen, die dem endgültigen Versicherungsvertrag
(Hauptvertrag) zugrunde liegen sollen. Der Versicherungsnehmer
erhält die für die vorläufige Deckung geltenden Vertragsbestimmungen
und die gesetzlichen Pflichtinformationen zusammen mit dem Ver-
sicherungsschein, auf Anforderung auch zu einem früheren Zeit-
punkt.

(3) Der Vertrag über die vorläufige Deckung endet zu dem verein-
barten Zeitpunkt, jedoch spätestens zu dem Zeitpunkt, zu dem nach
dem Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige De-
ckung ein gleichartiger Versicherungsschutz beginnt. Schließt der
Versicherungsnehmer den Hauptvertrag oder den weiteren Vertrag
über vorläufige Deckung bei einem Wettbewerber des Versicherers
ab, hat er dies dem Versicherer unverzüglich mitzuteilen.Kommt der
Hauptvertrag mit dem Versicherer nicht zustande, weil der Versiche-
rungsnehmer seinen Antrag nach § 8 des Versicherungsvertrags-
gesetzes widerruft oder einen Widerspruch nach § 5 Abs. 1 und 2 des
Versicherungsvertragsgesetzes erklärt, endet die vorläufige Deckung
mit dem Zugang des Widerrufs oder des Widerspruchs beim Versi-
cherer. Ist der Vertrag über die vorläufige Deckung auf unbestimmte
Zeit eingegangen, können der Versicherer und der Versicherungs-
nehmer diesen Vertrag jederzeit kündigen. Kündigt der Versicherer,
wird die Kündigung erst nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

(4) Kommt der Hauptvertrag mit dem Versicherer nicht zustande,
steht dem Versicherer als Beitrag für die vorläufige Deckung ein der
Laufzeit der vorläufigen Deckung entsprechender Teil des Beitrages
zu, der beim Zustandekommen des Hauptvertrages für diesen zu
zahlen gewesen wäre.

(5) Der Versicherungsschutz aus einer vorläufigen Deckung tritt
rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag angenommen, der erste
Beitrag für den Hauptvertrag aber nicht unverzüglich nach Ablauf
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheines bezahlt
worden ist. Weicht der dem Versicherungsnehmer zugesandte
Versicherungsschein vom Inhalt des Antrags ab und gilt die Abwei-
chung als genehmigt, weil der Versicherungsnehmer nicht innerhalb
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eines Monats nach Erhalt des Versicherungsscheins widersprochen
hat, tritt der Versicherungsschutz aus der vorläufigen Deckung rück-
wirkend außer Kraft, wenn der erste Beitrag für den Hauptvertrag
nicht unverzüglich nach Ablauf von zwei Wochen nach Ende der
Monatsfrist bezahlt worden ist. Trifft den Versicherungsnehmer an
der nicht fristgerechten Zahlung des ersten Beitrages für den Haupt-
vertrag kein Verschulden, bleibt der Versicherungsschutz aus der
vorläufigen Deckung erhalten, wenn er die Zahlung unverzüglich
nachholt.

§ 7 Beitragszahlung

(1) Beitrag und Versicherungsteuer

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die
der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten
Höhe zu entrichten hat.

(2) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung des ersten oder ein-
maligen Beitrages

1. Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins
fällig. Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart,
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahres-
beitrages.

2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt,
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt,
sofern der Vericherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

3. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag
zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versi-
cherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

(3) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung eines Folgebeitrages

1. Folgebeiträge sind jeweils am Ersten des Fälligkeitsmonates zu
zahlen.

2. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer ist
berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

3. Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in
Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei
Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn
sie die rückständigen Beträge des Beitrages, Zinsen und Kosten
im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach
Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zah-
lungsaufforderung nach Absatz 3 darauf hingewiesen wurde.

5. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Ver-
trag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 dar-
auf hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt
der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den
angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Rechtsschutz-
fälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der Zahlung
eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz.

(4) Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

1. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeits-
tag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer ei-
ner berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zah-
lung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Ver-
sicherers erfolgt.

2. Konnte der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Ver-
sicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder
hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertre-
ten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist der
Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschrift-

verfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Über-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer
hierzu in Textform aufgefordert worden ist.

(5) Ratenzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für
die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

(6) Beitrag bei vorzeitiger Beendigung
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit
nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des
Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz
bestanden hat.

§ 8 Vertragsdauer

(1) Der Vertrag wird für die im Versicherungsschein angegebene
Zeit abgeschlossen. Ein Versicherungsverhältnis, das für die Dauer
von mehr als drei Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende
des dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden.

(2) Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert
sich der Vertrag stillschweigend jeweils um ein Jahr, wenn nicht dem
Vertragspartner spätestens drei Monate vor Ablauf eine Kündigung
zugegangen ist.

§ 9 Erhöhung und Verminderung der Gefahr
(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach den für den Geschäftsbetrieb des
Versicherers maßgebenden Grundsätzen einen höheren als den ver-
einbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer den sich aus der
höheren Gefahr ergebenden Beitrag vom Eintritt dieses Umstandes
an verlangen. Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung
um mehr als 10 %, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monates nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht
hinzuweisen.

(2) Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäftsbetrieb des
Versicherers maßgebenden Grundsätzen auch gegen einen höheren
Beitrag nicht übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der
höheren Gefahr ausschließen. Der Versicherungsnehmer kann den
Vertrag innerhalb eines Monates nach Zugang der Mitteilung des
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungs-
recht hinzuweisen.

(3) Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr
erheblicher Umstand ein, der nach den für den Geschäftsbetrieb des
Versicherers maßgebenden Grundsätzen einen geringeren als den
vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherungsnehmer ver-
langen, dass der Beitrag vom Eintritt dieses Umstandes an herabge-
setzt wird. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem
Versicherer später als einen Monat nach dessen Eintritt an, wird der
Beitrag vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(4) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines
Monates nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung
erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsneh-
mer diese Pflicht, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat kündigen. Macht der Versicherungsneh-
mer bis zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder
unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der
Rechtsschutzfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in
dem die Angaben dem Versicherer hätten zugehen müssen, so hat
der Versicherungsnehmer keinen  Versicherungsschutz, es sei denn,
dem Versicherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt
bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die
unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versicherer
den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der
Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat
gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeitpunkt des Rechts-
schutzfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen
war und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass die Gefahrerhöhung weder für den Eintritt
des Rechtsschutzfalles noch den Umfang der Leistung des Versiche-
rers ursächlich war.

(5) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen
als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert
sein soll.
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§ 10 Wagniswegfall
Fällt eines von mehreren Wagnissen weg, beschränkt sich der Versi-
cherungsschutz auf die verbleibenden Wagnisse. In diesem Fall steht
der anteilige Beitrag für das weggefallene Wagnis dem Versicherer
bis zum Wagniswegfall zu. Zeigt der Versicherungsnehmer den
Wagniswegfall später als einen Monat nach dessen Eintritt dem
Versicherer an, gebührt ihm der anteilige Beitrag für das weggefalle-
ne Wagnis bis zum Eingang der Anzeige.

§ 11 Rechtsstellung dritter Personen

(1) Dritten natürlichen Personen, denen kraft Gesetzes aus der
Tötung, der Verletzung des Körpers oder der Gesundheit des Versiche-
rungsnehmers eigene Schadenersatzansprüche zustehen, wird für
die Geltendmachung dieser Ansprüche Versicherungsschutz gewährt.

(2) Die Ausübung der Rechte des Versicherungsnehmers und der
mitversicherten Personen aus dem Versicherungsvertrag steht,
sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu; der Versicherer ist jedoch berechtigt, den mitversi-
cherten Personen Versicherungsschutz zu gewähren, solange der
Versicherungsnehmer nicht widerspricht. Ausgeschlossen vom Versi-
cherungsschutz ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mitver-
sicherter Personen untereinander und gegen den Versicherungs-
nehmer.

(3) Alle hinsichtlich des Versicherungsnehmers geltenden Bestim-
mungen sind sinngemäß für und gegen die in Absatz 1 und Absatz 2
genannten Personen anzuwenden; unabhängig hiervon bleibt neben
ihnen der Versicherungsnehmer für die Erfüllung von Obliegenheiten
verantwortlich.

§ 12 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig be-
zeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die
dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung
eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer
Namensänderung des Versicherungsnehmers.

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen
Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 ent-
sprechende Anwendung.

§ 13 Zuständiges Gericht, Anzuwendendes Recht

(1) Klagen gegen den Versicherer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person,
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthaltsort hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen
aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben
werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist
der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das
zuständige Gericht auch nach dem Sitz der Niederlassung des Ver-
sicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsneh-
mer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft,
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers

Sind der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versicherungs-
nehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt
sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung.

(4) Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

C. Der Rechtsschutzfall

§ 14 Eintritt des Rechtsschutzfalles

(1) Bei Schadenersatzansprüchen aus Schuldverhältnissen, die auf
dem Gesetz, nicht auch auf einem Rechtsgeschäft beruhen (Schaden-

ersatzansprüche aufgrund gesetzlicher Schuldverhältnisse), gilt als
Rechtsschutzfall der Eintritt des dem Anspruch zugrunde liegenden
Schadenereignisses. Den Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse gleichgestellt sind öffentlich-recht-
liche Entschädigungsansprüche bei enteignungsgleichen oder auf-
opferungsgleichen Eingriffen sowie Aufopferungsansprüche und
Folgenbeseitigungsansprüche.

(2) In den Fällen, in denen dem Versicherungsnehmer die Verlet-
zung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Disziplinar-
oder Standesrechtes vorgeworfen wird, gilt der Rechtsschutzfall in
dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem der Versicherungsnehmer
begonnen hat oder begonnen haben soll, die Vorschrift zu verletzen.
Bei Verfahren wegen Einschränkung, Entzuges oder Wiedererlangung
der Fahrerlaubnis gilt das Gleiche, soweit die Fahrerlaubnis im Zu-
sammenhang mit der Verletzung einer Vorschrift des Straf- oder
Ordnungswidrigkeitenrechtes eingeschränkt oder entzogen worden
ist.

(3) In allen übrigen Fällen gilt der Rechtsschutzfall in dem Zeitpunkt
als eingetreten, in dem der Versicherungsnehmer, der Gegner oder
ein Dritter begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen Rechts-
pflichten oder Rechtsvorschriften zu verstoßen. Bei mehreren Ver-
stößen ist der erste adäquat ursächliche Verstoß maßgeblich, wobei
tatsächliche oder behauptete Verstöße, die länger als ein Jahr vor
Beginn des Versicherungsvertrages für das betroffene Wagnis zu-
rückliegen, für die Feststellung des Rechtsschutzfalles außer Be-
tracht bleiben. Liegt der tatsächliche oder behauptete Verstoß gegen
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften innerhalb von drei Monaten
nach Versicherungsbeginn oder löst eine Willenserklärung oder
Rechtshandlung, die vor oder innerhalb von drei Monaten nach Ver-
sicherungsbeginn vorgenommen wird, den Rechtsschutzfall aus,
besteht kein Versicherungsschutz.

§ 14 a Versichererwechsel

(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist,
besteht in Abweichung von § 4 Abs. 4 und § 14 Abs. 3 Satz 3 in unge-
kündigten Versicherungsverhältnissen Anspruch auf Rechtsschutz,
wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des
Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertrags-
laufzeit eines Vorversicherers fällt und der Verstoß gem. § 14
Abs. 3 Satz 1 erst während der Vertragslaufzeit des Versicherungs-
vertrages eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüglich des betrof-
fenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht;

b) der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers
fällt und der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre
nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegen-
über dem Versicherer geltend gemacht wird; allerdings nur dann,
wenn der Versicherungsnehmer die Meldung beim Vorversicherer
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt hat und bezüglich
des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz be-
steht;

c) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (Standardklausel 04) die
tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der
Angelegenheit zu Grunde liegende Steuer- oder Abgaben-
festsetzung während der Laufzeit eines Vorversicherervertrages
eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der Verstoß
gem. § 14 Abs. 3 Satz 1 erst während der Vertragslaufzeit des
Versicherungsvertrages eintritt; allerdings nur dann, wenn be-
züglich des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz
besteht.

(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt
des Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens jedoch
im Umfang des Vertrages des Versicherers.

§ 15 Obliegenheiten nach dem Rechtsschutzfall
(1) Begehrt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, hat er

a) den Versicherer unverzüglich vollständig und wahrheitsgemäß
über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrich-
ten sowie Beweismittel und Unterlagen anzugeben und auf Ver-
langen zur Verfügung zu stellen;

b) dem mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten
Rechtsanwalt Vollmacht zu erteilen sowie diesen vollständig und
wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten, ihm die
Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen
und die notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

c) dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand des
Verfahrens zu geben und gegebenenfalls die erforderlichen Maß-
nahmen zur weiteren Aufklärung des Sachverhaltes zu ergreifen;

d) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

R
S

 1
0 

 1
.2

00
8



aa) vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einzu-
klagen und die etwa nötige gerichtliche Geltendmachung
der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entschei-
dung über die Teilansprüche zurückzustellen;

bb) vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gericht-
lichen Verfahrens aufgrund desselben Rechtsschutzfalles
abzuwarten, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung für
den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann;

cc) Maßnahmen, die Kosten auslösen, insbesondere Erhebung
von Klagen und Einlegung von Rechtsmitteln, mit dem Ver-
sicherer abzustimmen und alles zu vermeiden, was eine
unnötige Erhöhung der Kosten oder eine Erschwerung ihrer
Erstattung durch die Gegenseite verursachen könnte;

e) dem Versicherer unverzüglich alle ihm zugegangenen Kostenrech-
nungen von Rechtsanwälten, Sachverständigen und Gerichten vorzu-
legen.

(2) Wird eine der in Abs. 1 genannten Obliegenheiten vorsätzlich
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz.
Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes
hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Rechtsschutzfalles
bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraus-
setzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen
hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit
nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt noch die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

§ 16 Benennung und Beauftragung des Rechtsanwaltes
(1) Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, dem Versicherer einen
Rechtsanwalt zu benennen, der seine Interessen wahrnehmen soll
und dessen gesetzliche Vergütung der Versicherer gemäß § 2 Absatz
1 a) zu tragen hat. Der Versicherungsnehmer kann jedoch auch
verlangen, dass der Versicherer einen solchen Rechtsanwalt
bestimmt. Der Versicherer muss seinerseits einen Rechtsanwalt
bestimmen, wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt
benannt hat und die Beauftragung eines Rechtsanwaltes im Interesse
des Versicherungsnehmers notwendig ist.

(2) Der Rechtsanwalt wird durch den Versicherer namens und im
Auftrage des Versicherungsnehmers beauftragt.

(3) Beauftragt der Versicherungsnehmer selbst einen Rechtsanwalt,
für den der Versicherer gemäß § 2 Absatz 1 a) die gesetzliche
Vergütung zu tragen hätte, ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei, wenn er nicht unverzüglich von dieser Beauftragung
unterrichtet wird und gleichzeitig die Verpflichtungen gemäß § 15
Absatz 1 a) erfüllt werden. § 15 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Der Rechtsanwalt trägt dem Versicherungsnehmer gegenüber
die Verantwortung für die Durchführung seines Auftrages. Der Ver-
sicherer   ist für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes nicht verantwort-
lich.

§ 17 Prüfung der Erfolgsaussichten

(1) Ist der Versicherer der Auffassung, dass die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers keine hinreichen-
de Aussicht auf Erfolg bietet oder mutwillig erscheint, kann er seine
Leistungspflicht verneinen. Dies hat er dem Versicherungsnehmer
unter Angabe der Gründe unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Wird
dem Versicherungsnehmer die Verletzung einer Vorschrift des Straf-
oder Ordnungswidrigkeitenrechtes vorgeworfen, prüft der Versicherer
die Erfolgsaussichten der Verteidigung in den Tatsacheninstanzen
nicht.

(2) Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 ver-
neint und stimmt der Versicherungsnehmer der Auffassung des Ver-
sicherers nicht zu, kann der Versicherungsnehmer den für ihn tätigen
oder noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des Versiche-
rers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete Stellungnahme
darüber abzugeben, dass die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter-
essen hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint. Die Entscheidung des Rechtsanwaltes ist für beide Teile
bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- oder
Rechtslage erheblich abweicht.

(3) Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von
mindestens einem Monat setzen, binnen der der Versicherungsneh-
mer den Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß über die
Sachlage zu unterrichten und die Beweismittel anzugeben hat, damit
dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 2 abgeben kann. Kommt der
Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht innerhalb der vom
Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungsschutz.
Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer aus-
drücklich auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzu-
weisen.

§ 18  Gesetzliche Verjährung
(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung  bis
zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versiche-
rers dem Versicherten in Textform zugeht.

§ 19 Kündigung nach dem Rechtsschutzfall
(1) Lehnt der Versicherer nach Eintritt des Rechtsschutzfalles den
Versicherungsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflichtet wäre, ist
der Versicherungsnehmer berechtigt, den Versicherungsvertrag
vorzeitig zu kündigen. Die Kündigung muss dem Versicherer spä-
testens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des Versiche-
rungsschutzes in Schriftform zugegangen sein. Kündigt der Versiche-
rungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang beim
Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestim-
men, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.
Das gleiche Recht hat der Versicherungsnehmer auch dann, wenn er
für außergerichtliche Verfahren oder für gerichtliche Verfahren
spätestens während der ersten Instanz erstmalig Versicherungsschutz
begehrt und der Versicherer die Notwendigkeit der Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers verneint, der für
den Versicherungsnehmer tätige Rechtsanwalt sie dagegen bejaht.
Ist der Rechtsanwalt vom Versicherer benannt und verneint er die
Notwendigkeit der Wahrnehmung der rechtlichen Interessen, kann
der Versicherungsnehmer gleichwohl kündigen, wenn er innerhalb
eines Monates nach Kenntnis der ablehnenden Entscheidung des
Rechtsanwaltes die Stellungnahme eines weiteren Rechtsanwaltes
beibringt, welcher die Notwendigkeit bejaht.

(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens
zwei innerhalb von 12 Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind
der Versicherungsnehmer und der Versicherer innerhalb eines Mona-
tes nach Anerkennung der Leistungspflicht für den zweiten und jeden
weiteren innerhalb der 12 Monate eingetretenen Rechtsschutzfälle
berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen. Die Kündigung muss
dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Zugang der An-
erkennung der Leistungspflicht in Schriftform zugegangen sein. Kün-
digt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungs-
jahres, wirksam wird. Eine Kündigung des Versicherers wird einen
Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 20 Abtretung, Erstattung von Kosten und Versicherungs-
leistungen
(1) Versicherungsansprüche können, solange sie nicht dem Grunde
und der Höhe nach endgültig festgestellt sind, weder abgetreten noch
verpfändet werden, es sei denn, dass sich der Versicherer hiermit
schriftlich einverstanden erklärt.

(2) Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von
Beträgen, die der Versicherer für ihn geleistet hat, gehen mit ihrer
Entstehung auf den Versicherer über. Bereits an den Versicherungs-
nehmer zurückgezahlte Beträge sind dem Versicherer zu erstatten.

(3) Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Geltend-
machung eines auf ihn übergegangenen Kostenerstattungsanspruches
gegen einen Dritten zu unterstützen. Er hat ihm insbesondere auf
Anforderung die zum Nachweis des Forderungsüberganges benötig-
ten Beweismittel auszuhändigen.

(4) Wird der Versicherungsnehmer wegen vorsätzlicher Verletzung
einer Vorschrift des Strafrechtes rechtskräftig verurteilt und ist der
Versicherungsschutz deshalb gemäß § 4 Absatz 3 ausgeschlossen,
ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistungen ver-
pflichtet, die der Versicherer für ihn erbracht hat, nachdem dem
Versicherungsnehmer ein vorsätzliches Verhalten zur Last gelegt
wurde. Zur Rückzahlung der vom Versicherer gemäß § 2 Absatz 1 f)
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erbrachten Leistungen (Kaution) ist der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet, soweit diese Leistungen als Strafe, Geldbuße oder als Sicher-
heit für die Durchsetzung der gegen den Versicherungsnehmer erho-
benen Schadenersatzansprüche einbehalten werden oder wenn die
Kaution verfällt.

2. Teil - Besondere Bestimmungen -

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer in seiner
Eigenschaft als Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei Vertragsab-
schluss und während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen Fahr-
zeuge und als Fahrer von Fahrzeugen gewährt. Der Versicherungs-
schutz erstreckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als be-
rechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den Versicherungs-
nehmer zugelassenen Fahrzeuge.

(2) Der Versicherungsschutz kann auf die Eigenschaft des Versiche-
rungsnehmers als Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei Vertrags-
abschluss und während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen
gleichartigen Fahrzeuge sowie als Fahrer fremder, nicht auf ihn zuge-
lassener Fahrzeuge beschränkt werden. Als gleichartige Fahrzeuge
gelten jeweils Krafträder, Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft-
und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse, Anhänger einschließlich
Wohnwagen, Schiffe sowie Flugzeuge. In diesem Falle erstreckt sich
der Versicherungsschutz auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als
berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den Versiche-
rungsnehmer zugelassenen gleichartigen Fahrzeuge.

(3) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

(4) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen
Verträgen;

c) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- und Ord-
nungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Straf-
aussetzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsver-
fahren eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je
Rechtsschutzfall;

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent-
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen;

e) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland.

(5) Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung
auf die Leistungen gemäß Absatz 4 a) und b), gemäß Absatz 4 a), c)
und d) oder gemäß Absatz 4 c) und d) beschränkt werden.

(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen sein. Bei Verstoß
gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur für die-
jenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkennt-
nis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der
versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der versicherte Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(7) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Mona-
tes nach Zugang einer Aufforderung dem Versicherer die Zulassung
jedes, im Falle des Absatzes 2 jedes gleichartigen, bisher nicht
gemeldeten Fahrzeuges anzuzeigen. Tritt ein Rechtsschutzfall ein
und ist die Zulassung des betroffenen Fahrzeuges trotz Aufforderung
noch nicht angezeigt, ist für das Fahrzeug, für das die Anzeige
unterlassen wurde, der Versicherungsschutz ausgeschlossen. Dies
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass das Fahr-
zeug nach Abschluss des Versicherungsvertrages zugelassen wurde
und der Rechtsschutzfall zu einem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem
die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

(8) Ist ein auf den Versicherungsnehmer zugelassenes Fahrzeug
weniger als fünf Monate stillgelegt und bei der Zulassungsstelle

abgemeldet, findet § 9 Absatz 3 keine Anwendung. Wird ein Fahr-
zeug, das länger als fünf Monate stillgelegt und abgemeldet war,
wieder zugelassen, gilt Absatz 7 Satz 1 entsprechend.

(9) Ist der Versicherungsnehmer seit mindestens sechs Monaten
nicht mehr Eigentümer oder Halter von Fahrzeugen, kann er, soweit
er nicht von seinem Recht gemäß § 9 Absatz 3 Gebrauch macht,
verlangen, dass der Versicherungsvertrag ab dem Zeitpunkt aufge-
hoben wird, seit dem der Versicherungsnehmer nicht mehr Eigen-
tümer oder Halter von Fahrzeugen ist. Stellt der Versicherungsneh-
mer diesen Antrag später als einen Monat nach Ablauf des in Satz 1
genannten Mindestzeitraumes von sechs Monaten, ist der Ver-
sicherer verpflichtet, den Versicherungsvertrag zu dem Zeitpunkt
aufzuheben, in dem der Antrag bei ihm eingeht. Dem Versicherer
gebührt der anteilige Beitrag bis zur Aufhebung des Versicherungsver-
trages.

§ 22 Fahrzeug-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz wird für das im Versicherungsschein
bezeichnete Fahrzeug dem Eigentümer, Halter, Mieter, Entleiher so-
wie dem berechtigten Fahrer und den berechtigten Insassen jeweils in
dieser Eigenschaft gewährt.

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen
Verträgen;

c) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver-
letzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- oder
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Straf-
aussetzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsver-
fahren eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je
Rechtsschutzfall;

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent-
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen;

e) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland.

(4) Der Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung
auf die Leistungen gemäß Absatz 3 a), gemäß Absatz 3 a) und b),
gemäß Absatz 3 a), c) und d) oder gemäß Absatz 3 c) und d)
beschränkt werden.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vor-
geschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem
Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese
Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur für diejenigen Perso-
nen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Ver-
stoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten
Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte
Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt
der  Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der versicherte Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6) Wird das versicherte Fahrzeug länger als fünf Monate stillgelegt
und bei der Zulassungsstelle abgemeldet, kann der Versicherungs-
nehmer für die Dauer der Stilllegung die Unterbrechung des Ver-
sicherungsvertrages verlangen. Der Versicherungsvertrag verlängert
sich um den Zeitraum der Unterbrechung. Zeigt der Versicherungs-
nehmer die Stilllegung innerhalb eines Monates dem Versicherer an,
gebührt diesem der anteilige Beitrag bis zur Stilllegung. Geht die
Anzeige später als einen Monat nach der Stillegung ein, gebührt dem
Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der Anzeige. Der
Versicherungsnehmer hat die Wiederzulassung sofort anzuzeigen.Bei
Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht ohne Verschulden
oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß
gegen diese Obliegenheiten ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versiche-
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rungsnehmer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahr-
lässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war.

(7) Ersatzfahrzeugregelung

1. Wird ein versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt das Wagnis
auf sonstige Weise weg, geht der Versicherungsschutz auf ein
gleichartiges Fahrzeug des Versicherungsnehmers über, das an
die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Ersatz-
fahrzeug). Als gleichartige Fahrzeuge gelten jeweils Krafträder,
Personenkraft- und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutz-
fahrzeuge, Omnibusse, Anhänger einschließlich Wohnwagen,
Schiffe sowie Flugzeuge.

2. Wird ein Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten
Fahrzeuges treten soll, vor dem Wagniswegfall erworben,
geht der Versicherungsschutz mit dem Erwerb auf dieses Er-
satzfahrzeug über. Das bisher versicherte Fahrzeug ist bis zur
Veräußerung, längstens für die Dauer von einem Monat nach
Erwerb des Ersatzfahrzeuges, jedoch nicht über die Dauer des
Versicherungsvertrages hinaus, beitragsfrei mitversichert. Bei
Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb eines Monates vor Wag-
niswegfall wird vermutet, dass es sich um ein Ersatzfahrzeug
handelt.

3. Die gleiche Vermutung gilt, wenn das Ersatzfahrzeug innerhalb
von sechs Monaten nach dem Wagniswegfall erworben wird. In
diesem Falle verlängert sich der Versicherungsvertrag um den
Zeitraum, in dem der Versicherer kein Wagnis getragen hat.
Zeigt der Versicherungsnehmer den Wagniswegfall innerhalb
eines Monates dem Versicherer an, gebührt diesem der anteilige
Beitrag bis zum Wagniswegfall. Geht die Anzeige später als
einen Monat nach Wagniswegfall ein, gebührt dem Versicherer
der anteilige Beitrag bis zum Eingang der Anzeige.

4. Umfasst der Versicherungsschutz die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen, erstreckt er sich auf
das Rechtsgeschäft, das dem Erwerb des Ersatzfahrzeuges
zugrunde liegt, soweit der Abschluss dieses Rechtsgeschäftes in
die Laufzeit des Versicherungsvertrages fällt.

5. Die Veräußerung des versicherten Fahrzeuges oder der sonstige
Wagniswegfall ist dem Versicherer sofort anzuzeigen. Außer-
dem muss dem Versicherer das Ersatzfahrzeug bezeichnet wer-
den. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungs-
schutz nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige- und
Bezeichnungspflicht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig ver-
säumt hat. Bei grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegen-
heiten ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer
nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war,
bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutz-
falles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versi-
cherer obliegenden Leistung ursächlich war.

6. Ist ein Ersatzfahrzeug bei Wagniswegfall nicht vorhanden und
wird ein solches vom Versicherungsnehmer auch nicht innerhalb
von sechs Monaten nach Wagniswegfall erworben, ist der Versi-
cherer verpflichtet, den Versicherungsvertrag auf Anzeige des
Versicherungsnehmers zum Zeitpunkt des Wagniswegfalles auf-
zuheben. Geht diese Anzeige später als einen Monat nach Ab-
lauf der Sechsmonatsfrist bei dem Versicherer ein, ist der Versi-
cherungsvertrag zum Zeitpunkt des Einganges der Anzeige aufzu-
heben. Dem Versicherer gebührt der anteilige Beitrag bis zur
Aufhebung des Versicherungsvertrages.

§ 23 Fahrer-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer in seiner
Eigenschaft als Fahrer fremder, nicht auf ihn zugelassener Fahrzeu-
ge gewährt.

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift des Straf- oder
Ordnungswidrigkeitenrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Straf-
aussetzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungs-
verfahren eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge
je Rechtsschutzfall;

c) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent-
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen.

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland.

(4) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen sein. Bei Verstoß
gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur, wenn der
Fahrer von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig
keine Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes
gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Fahrers ent-
sprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Fahrer nach, dass seine
Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der  Versicherungsschutz
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt
oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war.

(5) Wird der Versicherungsnehmer länger als fünf Monate daran
gehindert, ein Fahrzeug zu führen, kann er für die Dauer der Verhin-
derung die Unterbrechung des Versicherungsschutzes verlangen.
Der Versicherungsvertrag verlängert sich um den Zeitraum der Ver-
hinderung. Zeigt der Versicherungsnehmer die Verhinderung inner-
halb eines Monates seit Beginn dem Versicherer an, gebührt diesem
der anteilige Beitrag bis zum Beginn der Verhinderung. Geht die
Anzeige später als einen Monat nach Beginn der Verhinderung ein,
gebührt dem Versicherer der anteilige Beitrag bis zum Eingang der
Anzeige. Der Versicherungsnehmer hat das Ende der Verhinderung
sofort anzuzeigen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht
Versicherungsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzei-
gepflicht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei
grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der
Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war.

(6) Der Versicherungsnehmer kann verlangen, dass der Versiche-
rungsvertrag zu dem Zeitpunkt aufgehoben wird, in dem er voraus-
sichtlich dauernd daran gehindert ist, ein Fahrzeug zu führen oder in
dem er den Fahrerberuf endgültig aufgegeben hat. Stellt der Versi-
cherungsnehmer diesen Antrag später als einen Monat nach diesem
Zeitpunkt, ist der Versicherer verpflichtet, den Versicherungsvertrag
zu dem Zeitpunkt aufzuheben, in dem der Antrag bei ihm eingeht.
Dem Versicherer gebührt der anteilige Beitrag bis zur Aufhebung des
Versicherungsvertrages.

(7) Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen

1. Versicherungsschutz kann auch einem im Versicherungsschein
benannten Unternehmen für sämtliche in diesem Unternehmen
als Arbeitnehmer tätigen Kraftfahrer in ihrer Eigenschaft als
Fahrer, jedoch nicht als Fahrer der auf sie selbst zugelassenen
Fahrzeuge gewährt werden. Der Versicherungsschutz beschränkt
sich auf die Ausübung der beruflichen Tätigkeit für den Versiche-
rungsnehmer.

2. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, innerhalb eines Mona-
tes nach Zugang einer Aufforderung dem Versicherer die Ein-
stellung jedes bisher nicht gemeldeten Kraftfahrers anzuzeigen.
Tritt ein Rechtsschutzfall ein und ist die Einstellung trotz Auf-
forderung noch nicht angezeigt, ist für den Kraftfahrer, für den die
Anzeige unterlassen wurde, der Versicherungsschutz ausge-
schlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Kraftfahrer nach Abschluss des Versicherungsver-
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trages eingestellt wurde und der Rechtsschutzfall zu einem Zeit-
punkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht verstri-
chen war.

3. Beim Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen gilt Absatz 4 ent-
sprechend; Absatz 5 und 6 finden keine Anwendung.

§ 24 Rechtsschutz für Gewerbetreibende und freiberuflich Tätige

(1) Versicherungsschutz wird Gewerbetreibenden und freiberuflich
Tätigen in ihrer im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft
gewährt. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Arbeitneh-
mer des Versicherungsnehmers in Ausübung ihrer beruflichen Tätig-
keit für den Versicherungsnehmer. Versicherungsschutz wird ferner
den Familienangehörigen des Versicherungsnehmers gewährt, so-
weit sie in dessen beruflichem Bereich tätig sind.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis-
sen;

c) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-,
Disziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Straf-
aussetzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungs-ver-
fahren eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je
Rechtsschutzfall;

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland.

(3) Schuldrechtliche Verträge

1. Der Versicherungsschutz kann auf die gerichtliche Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen
ausgedehnt werden.

2. Abweichend von § 4 Absatz 1 f) kann Versicherungsschutz auch
für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus
dem Bereich des Handelsvertreterrechtes gewährt werden für

a) Handelsvertreter, soweit diese Verträge über die Anschaf-
fung, Veräußerung oder Gebrauchsüberlassung von Waren
vermitteln oder im fremden Namen abschließen,

b) natürliche und juristische Personen gegenüber den für sie
tätigen Handelsvertretern, soweit diese Verträge über die
Anschaffung, Veräußerung oder Gebrauchsüberlassung von
Waren vermitteln oder abschließen.

3. Versicherungsschutz nach Ziffer 1. und 2. besteht, wenn der
Wert des Streitgegenstandes einen im Versicherungsschein ge-
nannten Betrag übersteigt. Errechnet sich der Wert des Streitge-
genstandes nach Ansprüchen oder Teilansprüchen, die zu ver-
schiedenen Zeitpunkten fällig werden, besteht Versicherungs-
schutz nur für die Ansprüche oder Teilansprüche, die den im
Versicherungsschein genannten Betrag übersteigen.

(4) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod
des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versiche-
rungsschutz auch für Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb von
drei Jahren nach der Beendigung des Versicherungsvertrages ein-
treten und im Zusammenhang mit der im Versicherungsschein ge-
nannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen.

(5) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

a) als Eigentümer, Erwerber, Besitzer, Halter oder Fahrer von Fahr-
zeugen;

b) aus Miet-, Pacht- und ähnlichen Nutzungsverhältnissen über
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile;

c) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder
Gebäudeteilen.

(6) Rechtsschutz für das Kraftfahrzeuggewerbe

1. Ist der Versicherungsnehmer Inhaber eines Betriebes des Kraft-
fahrzeughandels oder -handwerkes, einer Fahrschule oder Tank-
stelle, wird ihm abweichend von Absatz 5 a) außerdem Versiche-
rungsschutz – und zwar auch für den privaten Bereich – in seiner
Eigenschaft als Eigentümer, Halter, Insasse oder Fahrer von
Fahrzeugen gewährt.

2. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf alle Personen in ihrer
Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der
auf den Versicherungsnehmer zugelassenen Fahrzeuge. Versi-
cherungsschutz wird ferner den gemäß Absatz 1 mitversicherten

Personen gewährt, und zwar in ihrer Eigenschaft als berechtigte
Fahrer oder berechtigte Insassen der nicht auf den Versiche-
rungsnehmer zugelassenen Fahrzeuge, die sich bei Eintritt des
Rechtsschutzfalles in Obhut des Versicherungsnehmers befin-
den oder in dessen Betrieb vorübergehend benutzt werden.

3. In Ergänzung des Absatzes 2 umfasst der Versicherungsschutz
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

a) aus schuldrechtlichen Verträgen, die im Zusammenhang mit
der Eigenschaft des Versicherungsnehmers als Eigentümer
und Halter der auf ihn zugelassenen, mit amtlichem schwar-
zen Kennzeichen versehenen Fahrzeuge stehen, wobei die
Möglichkeit, den Versicherungsschutz nach Absatz 3 auszu-
dehnen, unberührt bleibt;

b) in Widerspruchsverfahren vor Verwaltungsbehörden wegen
Einschränkung, Entzuges oder Wiedererlangung der Fahrer-
laubnis und Verfahren vor Verwaltungsgerichten aus den glei-
chen Gründen.

4. Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges
berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen sein. Bei
Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz
nur für diejenigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Ver-
schulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob
fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegen-
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens der versicherten Person entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der
Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versi-
cherte Person oder der versicherte Fahrer nachweist, dass die
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Fest-
stellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war.

(7) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

§ 25 Familien-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz wird dem Versicherungsnehmer, dessen
Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner, den minderjährigen Kin-
dern sowie den unverheirateten volljährigen Kindern gewährt, wenn
sich letztere zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung
befinden. Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit einer Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit
oder fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufge-
geben wird (selbstständige Tätigkeit), sowie im Zusammenhang mit
der eigenen Vermögensverwaltung unter Aufnahme von Fremdmitteln
ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. Dies gilt auch dann,
wenn die selbstständige Tätigkeit oder die Vermögensverwaltung
ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb oder nicht berufsmäßig betrieben
wird und nach § 24 ARB nicht versicherbar ist.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnis-
sen sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen
hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

c) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver-
letzung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis-
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Strafaus-
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Rechts-
schutzfall;

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland;

e) abweichend von § 4 Absatz 1 i) die Erteilung eines mündlichen
oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch einen Rechts-
anwalt in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen An-
gelegenheiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der Aus-
kunft zugrunde liegt, muss deutsches Recht anwendbar sein. Rat
oder Auskunft dürfen nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen
Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen (§ 34 RVG).
Der Rat oder die Auskunft (§ 147 Absatz 3 Gesetz über die
Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kann
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auch von einem Notar erteilt werden. Als Rechtsschutzfall gilt
abweichend von § 14 das Ereignis, das eine Veränderung der
Rechtslage des Versicherungsnehmers zur Folge hat und
deshalb einen Rechtsrat oder eine Rechtsauskunft erforderlich
macht.

f) außerhalb des Verkehrsbereiches die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im privaten Bereich und im Bereich des Arbeitneh-
mers vor Verwaltungsgerichten in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

(3) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen und aus dinglichen Rech-
ten ausgedehnt werden.

(4) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

a) als Eigentümer, Erwerber, Besitzer, Halter oder Fahrer von Motor-
fahrzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhän-
gern;

b) aus Miet-, Pacht- und ähnlichen Nutzungsverhältnissen über
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile;

c) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder Ge-
bäudeteilen.

§ 26 Familien- und Verkehrs-Rechtsschutz für Lohn- und Gehalts-
empfänger

(1) Versicherungsschutz wird Lohn- und Gehaltsempfängern, deren
Ehegatten / eingetragenen Lebenspartnern, den minderjährigen Kin-
dern sowie den unverheirateten volljährigen Kindern gewährt, wenn
sich letztere zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung
befinden. Für den in Satz 1 genannten Personenkreis umfasst der
Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
in seiner Eigenschaft als Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei
Vertragsabschluss und während der Vertragsdauer auf ihn zugelas-
senen oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen
versehenen Fahrzeuge sowie als Fahrer von Fahrzeugen. Außerdem
erstreckt sich der Versicherungsschutz auf alle Personen in ihrer
Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf
den in Satz 1 genannten Personenkreis zugelassenen oder auf sei-
nen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahr-
zeuge.

Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit
einer Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder
fortdauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgegeben
wird (selbstständige Tätigkeit), sowie im Zusammenhang mit der
eigenen Vermögensverwaltung unter Aufnahme von Fremdmitteln ist
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. Dies gilt auch dann, wenn
die selbstständige Tätigkeit oder die Vermögensverwaltung ohne
planmäßigen Geschäftsbetrieb oder nicht berufsmäßig betrieben wird
und nach § 24 ARB nicht versicherbar ist.

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf-
grund gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14
Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen
Verträgen, die im Zusammenhang mit der Eigenschaft als Eigen-
tümer und Halter von Fahrzeugen stehen;

c) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen
sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen hin-
sichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

d) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Dis-
ziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Strafaus-
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Rechts-
schutzfall;

e) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent-
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen;

f) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland;

g) abweichend von § 4 Absatz 1 i) die Erteilung eines mündlichen
oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch einen Rechts-
anwalt in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen

Angelegenheiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der
Auskunft zugrunde liegt, muss deutsches Recht anwendbar sein.
Rat oder Auskunft dürfen nicht mit einer anderen gebührenpflich-
tigen Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen (§ 34 RVG).
Der Rat oder die Auskunft (§ 147 Absatz 3 Gesetz über die
Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit) kann
auch von einem Notar erteilt werden. Als Rechtsschutzfall gilt
abweichend von § 14 das Ereignis, das eine Veränderung der
Rechtslage des Versicherungsnehmers zur Folge hat und des-
halb einen Rechtsrat oder eine Rechtsauskunft erforderlich macht.

h) außerhalb des Verkehrsbereiches die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im privaten Bereich und im Bereich des Arbeitneh-
mers vor Verwaltungsgerichten in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

(4) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen und aus dinglichen Rech-
ten ausgedehnt werden.

(5) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen

a) aus Miet-, Pacht- und ähnlichen Nutzungsverhältnissen über
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile;

b) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder
Gebäudeteilen.

(6) Der Fahrer muss Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschrie-
bene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges berechtigt
sein und das Fahrzeug muss zugelassen oder mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegen-
heit besteht Versicherungsschutz nur für diejenigen Personen, die
von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine
Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes
gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person
nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der
Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der versicherte Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(7) Sind der Versicherungsnehmer, dessen Ehegatte und die
minderjährigen Kinder seit mindestens sechs Monaten nicht mehr
Eigentümer oder Halter von Fahrzeugen, kann der Versicherungs-
nehmer, soweit er nicht von seinem Recht gemäß § 9 Absatz 3
Gebrauch macht, verlangen, dass der Versicherungsvertrag ab dem
Zeitpunkt, seit dem der Versicherungsnehmer und seine mitversi-
cherten Familienangehörigen nicht mehr Eigentümer oder Halter von
Fahrzeugen sind, insoweit aufgehoben wird, als sich der Versiche-
rungsschutz auf den Versicherungsnehmer und seine mitversicherten
Familienangehörigen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter und
Fahrer von Fahrzeugen bezieht. Stellt der Versicherungsnehmer die-
sen Antrag später als einen Monat nach Ablauf des in Satz 1 genann-
ten Mindestzeitraumes von sechs Monaten, ist der Versicherer ver-
pflichtet, den Versicherungsvertrag zu dem Zeitpunkt auf die verblei-
benden Wagnisse zu beschränken, in dem der Antrag bei ihm ein-
geht. Soweit der Versicherungsvertrag aufgehoben wird, gebührt dem
Versicherer der anteilige Beitrag bis zur teilweisen Aufhebung des
Versicherungsvertrages.

§ 27 Landwirtschafts- und Verkehrs-Rechtsschutz

(1) Versicherungsschutz wird dem Inhaber eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Betriebes, dessen Ehegatten / eingetragenen Lebens-
partner, den minderjährigen Kindern sowie den unverheirateten
volljährigen Kindern gewährt, wenn sich letztere zumindest überwie-
gend in Schul- oder Berufsausbildung befinden. Für den im Satz 1
genannten Personenkreis umfasst der Versicherungsschutz auch die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen in seiner Eigenschaft als
Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei Versicherungsabschluss
und während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder auf seinen
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge
und als Fahrer von Fahrzeugen. Außerdem erstreckt sich der Ver-
sicherungsschutz auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berech-
tigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den im Satz 1 genann-
ten Personenkreis zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem
Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge. Versicherungs-
schutz erhalten weiterhin alle Personen in Ausübung ihrer Tätigkeit in
oder für den land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb des Versicherungs-
nehmers, jedoch nicht in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter,
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Fahrer oder Insasse von Fahrzeugen, die nicht auf den Versiche-
rungsnehmer, dessen Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner oder
die minderjährigen Kinder zugelassen oder auf ihren Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehen sind. Die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit einer Tätigkeit, durch
die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder fortdauernde Erwerbs-
quelle geschaffen, genutzt oder aufgegeben wird (selbstständige
Tätigkeit), sowie im Zusammenhang mit der eigenen Vermögensver-
waltung unter Aufnahme von Fremdmitteln ist vom Versicherungs-
schutz ausgeschlossen, soweit nicht Satz 1 entgegensteht. Dies gilt
auch dann, wenn die selbstständige Tätigkeit oder die Vermögens-
verwaltung ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb oder nicht berufsmä-
ßig betrieben wird und nach § 24 ARB nicht versicherbar ist.

(2) Fahrzeuge im Sinne dieser Bestimmung sind Motorfahrzeuge zu
Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen
Verträgen, die im Zusammenhang mit der Eigenschaft als Eigen-
tümer und Halter von Fahrzeugen stehen;

c) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen
sowie aus öffentlich-rechtlichen Anstellungsverhältnissen hinsicht-
lich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche;

d) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-,
Disziplinar- oder Standesrechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei
Geldstrafen und -bußen über 250 E sind Gnaden-, Strafaus-
setzungs-, Strafaufschub- und Zahlungserleichterungsverfahren
eingeschlossen, und zwar für insgesamt zwei Anträge je Rechts-
schutzfall;

e) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Widerspruchs-
verfahren vor Verwaltungsbehörden wegen Einschränkung, Ent-
zuges oder Wiedererlangung der Fahrerlaubnis und Verfahren
vor Verwaltungsgerichten aus den gleichen Gründen;

f) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland;

g) abweichend von § 4 Absatz 1 i) die Erteilung eines mündlichen
oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft durch einen Rechts-
anwalt in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen
Angelegenheiten sowie in Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit. Auf den Sachverhalt, der dem Rat oder der
Auskunft zugrunde liegt, muss deutsches Recht anwendbar
sein. Rat oder Auskunft dürfen nicht mit einer anderen gebüh-
renpflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwaltes zusammenhängen
(§ 34 RVG). Der Rat oder die Auskunft (§ 147 Absatz 3 Gesetz
über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit) kann auch von einem Notar erteilt werden. Als
Rechtsschutzfall gilt abweichend von § 14 das Ereignis, das eine
Veränderung der Rechtslage des Versicherungsnehmers zur
Folge hat und deshalb einen Rechtsrat oder eine Rechtsauskunft
erforderlich macht.

h) außerhalb des Verkehrsbereiches die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im privaten Bereich und im Bereich des Arbeitneh-
mers vor Verwaltungsgerichten in der Bundesrepublik Deutsch-
land.

(4) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen und aus dinglichen Rech-
ten ausgedehnt werden.

(5) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen
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a) als Eigentümer, Erwerber, Besitzer, Halter oder Fahrer von Fahr-
zeugen mit amtlichem schwarzen Kennzeichen, die außerhalb
der landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen Tätigkeit ganz
oder teilweise gewerblich genutzt werden;

b) aus Miet-, Pacht- und ähnlichen Nutzungsverhältnissen über
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile sowie über land- und
forstwirtschaftliche Betriebe;

c) aus dinglichen Rechten an Grundstücken, Gebäuden oder
Gebäudeteilen.

(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorge-
schriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeuges be-
rechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen sein. Bei Verstoß
gegen diese Obliegenheit besteht Versicherungsschutz nur für dieje-
nigen Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkennt-
nis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der
versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die
versicherte Person nach, dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig
war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte
Person oder der versicherte Fahrer nachweist, dass die Verletzung
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

§ 28 Rechtsschutz für Vereine

(1) Der Versicherungsschutz wird Vereinen, deren gesetzlichen Ver-
tretern und Angestellten für die Wahrnehmung von Vereinsaufgaben
gewährt. Außerdem erhalten die Vereinsmitglieder Versicherungs-
schutz für jede Tätigkeit, die gemäß der Satzung dem Vereinszweck
dient.

(2) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14 Absatz 1;

b) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Vereins aus Arbeits-
verhältnissen;

c) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verlet-
zung einer Vorschrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes.
Bei Freiheitsstrafen sowie bei Geldstrafen und -bußen über
250 E sind Gnaden-, Strafaussetzungs-, Strafaufschub- und
Zahlungserleichterungsverfahren eingeschlossen, und zwar für
insgesamt zwei Anträge je Rechtsschutzfall;

d) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Vereins vor Sozial-
gerichten in der Bundesrepublik Deutschland.

(3) Ausgeschlossen ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als
Eigentümer, Erwerber, Besitzer, Halter oder Fahrer von Motorfahr-
zeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhängern.

§ 29 Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

Versicherungsschutz wird

– dem Versicherungsnehmer selbst

– Personen, die im Versicherungsvertrag nach §§ 24 bis 27 ARB
mitversichert sind

– Personen, die im Versicherungsvertrag nach § 29 ARB  nament-
lich als mitversichert bezeichnet sind

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtver-
hältnissen und aus dinglichen Rechten gewährt, und zwar jeweils in
ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Verpächter, Mieter,
Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter eines im Versicherungs-
schein bezeichneten Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles.



Standardklauseln
Die Standardklauseln gelten für alle Risiken der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB), soweit die Risiken
versichert sind und von den Standardklauseln betroffen werden.

Standardklausel 01

Klausel zu § 2 Abs. 1 ARB – Erstattung von Reisekosten

Der Versicherer trägt die Reisekosten der versicherten Personen an
den Ort des zuständigen ausländischen Gerichts, wenn dieses das
persönliche Erscheinen der Versicherten angeordnet hat. Erstattet
werden:

1. angefallene Fahrtkosten für ein öffentliches Verkehrsmittel, und
zwar

a) der jeweiligen Staatsbahn in der 1. Wagenklasse oder

b) eines Linienfluges der Economy-Klasse;

2. angefallene Fahrtkosten mit dem eigenen Kraftfahrzeug entspre-
chend den Steuerrichtlinien in der am Tage des Reiseantritts
geltenden Fassung bis zur Höhe der bei Benutzung öffentlicher
Verkehrsmittel gemäß Ziff. 1 a) oder b) anfallenden Kosten;

3. angefallene Tage- und Übernachtungsgelder entsprechend den
Steuerrichtlinien in der am Tage des Reiseantritts geltenden Fas-
sung.

Dem Versicherer sind die Belege vorzulegen. Die angefallenen Reise-
kosten werden in Euro, Beträge in anderer Währung unter Umrech-
nung in Euro entsprechend dem Wechselkurs des ersten Reisetages
erstattet.

Standardklausel 02
Klausel zu den §§ 21, 22, 24 Abs. 6 Nr. 3 a), 25, 26 und 27 ARB
– Versicherungsvertrags-Rechtsschutz

Soweit der Versicherungsschutz die Wahrnehmung rechtlicher In-
teressen aus schuldrechtlichen Verträgen umfasst, erstreckt er sich
abweichend von § 4 Abs. 1 h) ARB auch auf Versicherungsverträge
aller Art mit anderen Versicherern; ausgeschlossen ist die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen aus dem Rechtsschutzversicherungs-
vertrag gegen den Versicherer oder das von diesem mit der Leistungs-
regulierung beauftragte Unternehmen.

Standardklausel 04
Zusatzbedingungen zu den §§ 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28 und 29
ARB  – Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten und in Bußgeldverfahren

(1) Der Versicherungsschutz der §§ 21, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 28 und
29 ARB erstreckt sich abweichend von § 4 Abs. 1 n) ARB auch auf
den Bereich des Steuer- und sonstigen Abgaberechtes, es sei
denn, die Wahrnehmung rechtlicher Interessen steht im Zusam-
menhang

a) mit der Eigenschaft als Eigentümer oder Halter eines nicht
vom Versicherungsschutz umfassten Fahrzeuges;

b) mit der Eigenschaft als Eigentümer, Vermieter, Verpächter,
Mieter, Pächter oder dinglich Nutzungsberechtigter eines nicht
im Versicherungsschein bezeichneten oder eines gewerblich
oder zu Vereinszwecken genutzten Grundstückes, Gebäudes
oder Gebäudeteiles;

(2) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Finanz- und
Verwaltungsgerichten in der Bundesrepublik Deutschland;

b) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes einer
Ordnungswidrigkeit im Bereich des deutschen Steuer- und
Abgabenrechtes.  Bei Geldbußen über 250 E sind Gnaden-
und Zahlungserleichterungsverfahren eingeschlossen, und
zwar für insgesamt zwei Anträge je Rechtsschutzfall.

(3) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen im Zusammenhang
a) mit der Haftung für Steuern oder Abgaben Dritter;

b) mit Erschließungs- und sonstigen Anliegerabgaben, es sei
denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die
Grundstücksversorgung handelt;

c) mit Angelegenheiten der Bewertung von Grundstücken, Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen.

(4) Der Versicherer trägt abweichend von § 2 Abs. 1 ARB anstelle der
Vergütung eines Rechtsanwaltes auch die Vergütung eines für
den Versicherungsnehmer tätigen Angehörigen der steuer-
beratenden Berufe.

(5) Es besteht kein Versicherungsschutz, wenn die für die Festset-
zung der Steuer oder Abgabe maßgeblichen Voraussetzungen
bereits vor Versicherungsbeginn eingetreten sind oder eingetre-
ten sein sollen.

Standardklausel 05

Klausel zu § 29 ARB – Versicherungsschutz bei Wohnungs-
wechsel

Bezieht der Versicherungsnehmer anstelle der im Versicherungs-
schein bezeichneten Miet- oder Eigentumswohnung bzw. anstelle des
selbstgenutzten Einfamilienhauses eine andere Miet- oder Eigen-
tumswohnung bzw. ein anderes Einfamilienhaus, geht der Versiche-
rungsschutz mit dem Bezug auf die neue Wohnung oder das neue
Haus über. Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf
Rechtsschutzfälle, die erst nach dem Auszug aus dem im Versiche-
rungsschein bezeichneten Objekt eintreten, soweit sie in unmittel-
barem Zusammenhang mit der Eigennutzung dieses Objektes durch
den Versicherungsnehmer stehen. Das Gleiche gilt für Rechtsschutz-
fälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen geplan-
tem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

Standardklausel 07

Klausel zu § 2 Abs. 1 g) ARB – Übernahme von Nebenklagekosten
durch den Versicherungsnehmer

Der Versicherer trägt auch die einem Nebenkläger in einem Strafver-
fahren gegen den Versicherungsnehmer entstandenen Kosten,
soweit der Versicherungsnehmer diese freiwillig übernimmt, um zu
erreichen, dass das Strafverfahren eingestellt wird, obwohl ein hinrei-
chender Tatverdacht fortbesteht. Die Rechtsanwaltskosten des geg-
nerischen Nebenklägers trägt der Versicherer nur bis zur Höhe der
gesetzlichen Vergütung.

Standardklausel 11

Klausel zu den § 23 ARB – Vorsorgeversicherung für den Fall des
Erwerbes eines Fahrzeuges

Wird während der Laufzeit des Versicherungsvertrages gemäß
§ 23 ARB eine Motorfahrzeug zu Lande auf den Versicherungs-
nehmer zugelassen, erweitert sich der Versicherungsschutz ab dem
Zulassungsdatum um den Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß § 22 ARB
für dieses Fahrzeug. Bis zu nächsten Jahresbeitragsfälligkeit wird
hierfür kein Mehrbeitrag berechnet. Der erweiterte Versicherungs-
schutz gilt bereits für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im
Zusammenhang mit dem Erwerb des Fahrzeuges.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer innerhalb
eines Monats nach Zugang einer Aufforderung anzuzeigen, dass ein
Fahrzeug auf ihn zugelassen wurde. Tritt ein Rechtsschutzfall, der
dieses Fahrzeug betrifft, später als einen Monat nach Zugang der
Aufforderung ein, ohne dass dem Versicherer die Zulassung ange-
zeigt wurde, besteht hierfür kein Versicherungsschutz.

Standardklausel 12

Klausel zu §§ 21, 22, 23 ARB - Fußgänger-Rechtsschutz

Abweichend von den §§ 21, 22, 23 ARB erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auch auf den Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft  als Fußgänger, Radfahrer und Fahrgast in öffentlichen und
privaten fremden, nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassenen
Fahrzeugen und umfasst:

a) die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen auf-
grund gesetzlicher Schuldverhältnisse im Rahmen des § 14
Abs. 1 ARB;

b) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Ver-
letzung einer Vorschrift des Straf- oder Ordnungswidrigkeiten-
rechtes. Bei Freiheitsstrafen sowie bei Geldstrafen und -bußen
über 250 E sind Gnaden-, Strafaussetzungs-, Strafaufschub- und
Zahlungserleichterungsverfahren eingeschlossen, und zwar für
insgesamt zwei Anträge je Rechtsschutzfall.

c) die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor Sozialgerichten in
der Bundesrepublik Deutschland

Standardklausel 16

Ausschlussklausel hinsichtlich § 25 a Straßenverkehrsgesetz
(StVG)

In Bußgeldverfahren wegen eines Halt- oder Parkverstoßes besteht
Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren nicht mit einer Ent-
scheidung nach § 25 a StVG endet. Dieser Ausschluss entfällt, wenn
der Führer des Kraftfahrzeuges feststeht. Das Rechtsbehelfsverfah-
ren nach § 25 a Abs. 3 StVG ist vom Versicherungsschutz ausge-
schlossen.
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Standardklausel 17

Klausel zu §§ 21, 22, 24 bis 29 ARB – Fortsetzung des Ver-
sicherungsvertrages nach dem Tod des Versicherungsnehmers

Im Fall des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versiche-
rungsvertrag bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit
der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Grün-
den ein Risikowegfall vorliegt.

Wird der nach dem Todestag nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt
der Versicherungsschutz in dem am Todestag bestehenden Umfang
aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den
gezahlt wurde, tritt als Versicherungsnehmer an die Stelle des Ver-
storbenen.

Standardklausel 24

Klausel zu §§ 21, 22, 26 und 27 ARB – Leistungserweiterung
hinsichtlich Gutachterkosten in Auslandsfällen

Bei Rechtsschutzfällen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
umfasst der Versicherungsschutz im Rahmen des § 21 Abs. 4 a) und
§ 22 Abs. 3 a) ARB sowie für den Versicherungsnehmer, dessen
Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner, die minderjährigen Kinder
und die unverheirateten volljährigen Kinder, wenn sich letztere
zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden,
als Eigentümer und Halter von Fahrzeugen im Rahmen des § 26 Abs.
3 a) ARB und § 27 Abs. 3 a) ARB die Kosten eines Sachverständigen,
soweit ein Gutachten für die Geltendmachung von Schadenersatzan-
sprüchen aufgrund gesetzlicher Schuldverhältnisse notwendig ist.

Standardklausel 25

Klausel zu §§ 21 und 22 ARB – Dingliche Rechte am Fahrzeug

Der Versicherungsschutz im Rahmen des § 21 Abs. 4 b) ARB und
§ 22 Abs. 3 b) ARB umfasst auch die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus dinglichen Rechten, wobei verwaltungsrechtliche Ver-
fahren eingeschlossen sind.

Standardklausel 29

Klausel zu § 24 ARB und § 27 ARB – Rechtsschutz für nicht zu-
lassungspflichtige Sonderfahrzeuge und Arbeitsmaschinen

Abweichend von §§ 24, 27 ARB erstreckt sich der Versicherungs-
schutz für den Versicherungsnehmer, dessen Ehegatten / eingetra-
genen Lebenspartner, die minderjährigen Kinder und die unverheira-
teten volljährigen Kinder, wenn sich letztere zumindest überwiegend
in Schul- oder Berufsausbildung befinden, auch auf die Wahrneh-
mung rechtlicher Interessen in ihrer Eigenschaft als Eigentümer,
Halter, Fahrer oder Insasse ihrer nicht zulassungspflichtigen Sonder-
fahrzeuge und Arbeitsmaschinen, wobei auch andere berechtigte
Fahrer und Insassen geschützt sind.

Standardklausel 36

Beitragsänderungsklausel

Der Versicherer ändert den Beitrag ab Beginn des nächsten Versiche-
rungsjahres nach Maßgabe der Ermittlungen des unabhängigen Treu-
händers der Rechtsschutzversicherer. Der Treuhänder ermittelt zum
1. Juli eines jeden Jahres, um welchen Prozentsatz sich das Produkt
von Schadenhäufigkeit und Durchschnitt der Schadenzahlungen der
zum Betrieb der Rechtsschutzversicherung zugelassenen Versiche-
rer im vergangenen Kalenderjahr im Verhältnis zum vorvergangenen
Kalenderjahr erhöht oder vermindert hat. Bei Erhöhung des Beitrages
darf dieser den zum Zeitpunkt der Erhöhung für Neuverträge gelten-
den Beitrag nicht übersteigen.

Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versicherungs-
schutzes ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungs-
vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versi-
cherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt
kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. Der
Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das
Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der
Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer
begründet kein Kündigungsrecht.

Standardklausel 40

Klausel zu § 2 ARB – Kosten für Korrespondenzanwalt und
Übersetzungskosten bei Rechtsschutzfällen im Ausland

Abweichend von § 2 Abs. 1 ARB

a) trägt der Versicherer bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im
Ausland die Vergütung eines für den Versicherungsnehmer täti-
gen, am Ort des zuständigen Gerichts ansässigen ausländischen
oder eines im Inland zugelassenen Rechtsanwalts. Im letzteren
Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur Höhe der gesetzli-
chen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das Gericht, an des-

sen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. Ist ein
ausländischer Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig,
trägt der Versicherer weitere Kosten für einen im Landgerichts-
bezirk des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis
zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwalts, der
lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt.
Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraftfahrtunfall im europäi-
schen ausland eingetreten und eine Regulierung vor dem Schaden-
regulierungsbeauftragten bzw. der Entschädigungsstelle im
Inland erfolglos geblieben, so dass eine Rechtsverfolgung im
Ausland notwendig wird, trägt der Versicherer zusätzlich die
Kosten im Rahmen der gesetzlichen Gebühren eines inländi-
schen Rechtsanwaltes bis zur Höhe eines Betrages von 500 E für
dessen gesamte Tätigkeit. § 2 Abs. 1 a) Satz 5 ARB gilt entspre-
chend;

b) sorgt der Versicherer für die Übersetzung der für die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers im
Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei
anfallenden Kosten.

Standardklausel 42

Klausel zu §§ 21 Abs. 4 b), 22 Abs. 3 b), 25 Abs. 3, 26 Abs. 3 b) und
Abs. 4, 27 Abs. 3 b) und Abs. 4 ARB – Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus privatrechtlichen Schuldverhältnissen

Wenn Versicherungsschutz nach §§ 21 Abs. 4 b), 22 Abs. 3 b),
25 Abs. 3, 26 Abs. 3 b) und Abs. 4 oder 27 Abs. 3 b) und Abs. 4 ARB
vereinbart ist, besteht abweichend von diesen Vorschriften Rechts-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrecht-
lichen Schuldverhältnissen, die auf einem Rechtsgeschäft außerhalb
des Arbeitsrechts beruhen.

Standardklausel 52

Klausel zu § 3 ARB – Versicherungsschutz außerhalb Europas
und der Anliegerstaaten des Mittelmeeres

Abweichend von § 3 ARB besteht Versicherungsschutz in Ländern
außerhalb Europas, der Anliegerstaaten des Mittelmeeres, der
Kanarischen Inseln, der Azoren und Madeiras für den Fall, dass ein
Gericht oder eine Behörde dort gesetzlich zuständig ist oder aber
zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches Verfahren
eingeleitet werden würde. Der Versicherungsschutz besteht nicht in
einem Staat, dessen Staatsangehörigkeit die versicherte Person be-
sitzt oder in dem sie einen Wohnsitz hat. Der Versicherungsschutz
gilt für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen für Rechtsschutzfälle
bei privaten und beruflichen Reisen für die Dauer von bis zu sechs
Wochen sowie aus privaten Verträgen, die über das Internet ab-
geschlossen werden, sofern der Versicherungsschutz nach §§ 21
Abs. 4 b), 22 Abs. 3 b), 25 Abs. 3, 26 Abs. 3 b) bzw. Abs. 4 oder 27
Abs. 3 b) bzw. Abs. 4 ARB vereinbart ist. Versicherungsschutz besteht
darüber hinaus für die im Rahmen von §§ 25 Abs. 1, 26 Abs. 1 und 27
Abs. 1 ARB mitversicherten Kinder während ihres Au-Pair-Aufenthaltes
oder für die Zeit eines Schüleraustausches. Ausgeschlossen ist der
Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen, die
im unmittelbaren Zusammenhang mit einer beruflichen Tätigkeit oder
im unmittelbaren Zusammenhang mit dem An- oder Verkauf von Immo-
bilien oder von Nutzungsrechten an Immobilien stehen. Der Versiche-
rer trägt die Kosten, soweit sie bei der Beauftragung eines deutschen
Rechtsanwaltes nach deutschem Gebührenrecht und unter Ansatz der
inb Deutschland üblichen Gegenstands- und Streitwerte angefallen
wären.

Standardklausel 53

Klausel zu §§ 25, 26 und 27 ARB – Weitergehender Versicherungs-
schutz bei volljährigen Kindern

Abweichend von §§ 25 Abs. 1, 26 Abs. 1 und 27 Abs. 1 ARB sind die
dort genannten volljährigen Kinder nicht nur dann mitversichert, wenn
sie sich zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung
befinden, sondern auch bei Ableistung des Grundwehr- oder Zivil-
dienstes (einschließlich des freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes),
und zwar vor, während oder im Anschluss an die Berufsausbildung.
Wartezeiten bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf
Dauer angelegte Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes
Entgelt erhalten, sind mitversichert.

Standardklausel 63

Klausel zu § 29 ARB – Versicherungsschutz beim Wechsel selbst-
genutzter Betriebsgrundstücke oder Betriebsräume

Bezieht der Versicherungsnehmer anstelle des im Versicherungs-
schein bezeichneten Betriebsgrundstückes oder der Betriebsräume
ein anderes Betriebsgrundstück oder andere Betriebsräume, geht
der Versicherungsschutz mit Bezug auf das neue Grundstück oder
die neuen Räume über. Wenn das neue Objekt nach dem Tarif des
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Spezialklausel 09

Klausel zu § 2 ARB – Selbstbeteiligung

Abweichend von § 2 Abs. 1 ARB zahlt der Versicherungsnehmer in
jedem Rechtsschutzfall den im Versicherungsschein vereinbarten
Betrag selbst. Ergeben sich aus einem Ereignis mehrere Rechtsschutz-
fälle, so ist der vereinbarte Betrag nur einmal zu zahlen.

Spezialklausel 10

Klausel zu §§ 21, 22, 23, 26 und 27 ARB – Ausschluss von
Verkehrsordnungswidrigkeiten bei Verstößen gegen die Vorschrif-
ten über die Geschwindigkeit, den ruhenden Verkehr und Licht-
zeichenanlagen

Vom Versicherungsschutz gemäß §§ 21 Abs. 4 c), 22 Abs. 3 c),
23 Abs. 3 b), 26 Abs. 3 d) und 27 Abs. 3 d) ARB ist die Verteidigung in
Verfahren wegen des Vorwurfs einer Ordnungswidrigkeit nach
§ 49 Abs. 1 Nr. 3 StVO (Verstöße gegen die Vorschriften über die
Geschwindigkeit), § 49 Abs. 1 Nr. 12 StVO (Verstöße gegen die
Vorschriften über das Halten oder Parken), § 49 Abs. 1 Nr. 13 StVO
(Verstöße gegen die Vorschriften über Parkuhren, Parkscheine oder
Parkscheiben) sowie § 49 Abs. 3 Nr. 2 StVO (Nichtbefolgen von
Wechsellicht- oder Dauerlichtzeichen) ausgeschlossen, es sei
denn, die Verstöße stehen im Zusammenhang mit einem Verkehrs-
unfall.

Spezialklausel 13

Klausel zu den §§ 21, 22, 23 ARB – Fußgänger-Rechtsschutz für
den Versicherungsnehmer und seine Familienangehörigen

Abweichend von den §§ 21, 22, 23 ARB erstreckt sich der
Versicherungsschutz auch auf den Versicherungsnehmer, dessen
Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner, die minderjährigen Kinder
sowie die unverheirateten volljährigen Kinder, wenn sich letztere
zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden, in
ihrer Eigenschaft als Fußgänger, Radfahrer und Fahrgast in öffent-
lichen und privaten fremden, nicht auf die genannten Personen zu-
gelassenen Fahrzeugen, als Eigentümer, Halter oder Fahrer von

Zweirädern mit Versicherungskennzeichen sowie als Fahrer fremder,
nicht auf die genannten Personen zugelassener Fahrzeuge.

Spezialklausel 14 a

Klausel zu § 21 – Verkehrs-Rechtsschutz für die versicherte
Firma, den versicherten Selbstständigen und seine Familien-
angehörigen (auch für Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft
zur Sportausübung)

Abweichend von § 21 ARB wird Versicherungsschutz gewährt der
versicherten Firma, dem versicherten Selbstständigen, dessen
Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner, den minderjährigen
Kindern sowie die unverheirateten volljährigen Kinder, wenn sich
letztere zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung
befinden, in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter oder Insasse
aller bei Vertragsabschluss und während der Vertragsdauer auf sie
zugelassener oder mit einem Versicherungskennzeichen versehener
Zweiräder, Personenkraft- und Kombiwagen (ausgenommen Taxen,
Mietwagen und Selbstfahrervermietfahrzeuge), Nutzfahrzeuge bis
4 t Nutzlast (bei Fuhrunternehmen aller Art bis 1 t Nutzlast), Wohn-
mobile und Campingfahrzeuge, Anhänger einschließlich Wohnwagen
und aller während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen Motorfahr-
zeuge zu Wasser und in der Luft, die allein der Sportausübung
dienen, sowie als Fahrer fremder, nicht auf sie zugelassener Fahr-
zeuge. Außerdem erstreckt sich der Versicherungsschutz auf alle
Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder berechtigte
Insassen der oben genannten Fahrzeuge.

Bei Betrieben des Kraftfahrzeughandels oder -handwerkes oder einer
Tankstelle wird den nach § 24 Abs. 1 ARB mitversicherten Personen
Versicherungsschutz gewährt in ihrer Eigenschaft als berechtigte
Fahrer oder Insassen der nicht auf den Versicherungsnehmer zuge-
lassenen Fahrzeuge, die sich bei Eintritt des Rechtsschutzfalles in
der Obhut des Versicherungsnehmers befinden oder in dessen Be-
trieb vorübergehend benutzt werden. Der Versicherungsschutz nach
§ 21 Abs. 4 b) ARB ist beschränkt auf Fahrzeuge, die mit amtlichem
schwarzen Kennzeichen versehen sind.

Spezialklauseln
Die Spezialklauseln gelten nur, wenn sie besonders vereinbart worden sind und im Versicherungsschein ausdrücklich genannt werden.

Versicherers nach Größe oder nach Miet- oder Pachthöhe einen
höheren als den bisher vereinbarten Beitrag erfordert, erbringt der
Versicherer die Leistungen nur insoweit, als es dem Verhältnis
des vereinbarten Beitrages zu dem Beitrag entspricht, der nach
dem Tarif für das neue Objekt hätte gezahlt werden müssen. Der
Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Rechtsschutzfälle, die
erst nach dem Auszug aus dem im Versicherungsschein bezeichne-
ten Objekt eintreten, soweit sie in unmittelbarem Zusammenhang mit
der Eigennutzung dieses Objektes durch den Versicherungsnehmer
stehen. Das Gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue
Objekt beziehen und vor dessen Bezug eintreten.

Standardklausel 68

Klausel zu § 27 Abs. 1 ARB – Vermietung von Ferienwohnungen

Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit der
Vermietung von nicht mehr als drei Ferienwohnungen oder nicht mehr
als drei Ferienzimmern ist mitversichert.

Standardklausel 69

Klausel zu § 2 Abs. 1 ARB – Übernahme der Gebühren eines
Mediations- oder sonstigen Schlichtungsverfahrens

Der Versicherer trägt auch die Gebühren eines Mediations- oder sonsti-
gen Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe der Gebühren, die im Falle der
Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichtes erster Instanz ent-
stehen.

Standardklausel 71

Klausel zu §§ 25, 26 und 27 ARB – Rechtsschutz für Opfer von
Gewaltstraftaten

Der Versicherer trägt auch die Kosten

(1) im Strafverfahren für den Anschluss des Versicherten an eine vor
einem deutschen Gericht erhobene öffentliche Klage als Nebenklä-
ger, wenn die versicherte Person im privaten Bereich durch eine
rechtswidrige Tat nach den

a) §§ 174, 174 a, 174 b, 174 c, 176, 176 a, 176 b, 177, 178, 179, 180,
180 b, 181, 182 Strafgesetzbuch (StGB) - Straftaten gegen die
sexuelle Selbstbestimmung - verletzt ist;

b) §§ 221, 223, 224, 225, 226, 229, 340 StGB - Straftaten gegen die
körperliche Unversehrtheit - verletzt ist. Ist die versicherte Person
durch eine rechtswidrige Tat nach den §§ 223, 224, 229 und 340
StGB verletzt, besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn die
Wahrnehmung ihrer rechtlichen Interessen aus besonderen
Gründen, namentlich wegen der schweren Folgen der Tat (z. B.
einer schwerwiegenden Gesundheitsbeschädigung) geboten er-
scheint;

c) §§ 234, 234a, 235, 239 Absätze 3 und 4, 239 a, 239 b StGB
- Straftaten gegen die persönliche Freiheit - verletzt ist;

d) §§ 211 (Mord) oder 212 (Totschlag) StGB betroffen ist.

(2) für die Tätigkeit eines Rechtsanwalts als Verletztenbeistand für
die versicherte Person, wenn diese durch eine rechtswidrige Tat nach
Absatz 1) verletzt ist.

3) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten in
nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des Täter-
Opfer-Ausgleiches.

(4) für die außergerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen nach
dem Sozialgesetzbuch (SGB) und dem Opferentschädigungsgesetz
(OEG) abweichend von §§ 25 Abs. 2 d), 26 Abs. 3 f) und 27 Abs. 3 f)
ARB, wenn die nebenklageberechtigte versicherte Person durch eine
Straftat nach Absatz 1) verletzt ist und dauerhafte Körperschäden
erlitten hat.

Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer
und Fahrer von Motorfahrzeugen sowie Anhängern.

Standardklausel 74

Klausel zu § 14 Abs. 3 ARB – Wegfall der Wartezeit im Verkehrs-
bereich

Die Bestimmung des § 14 Abs. 3 Satz 3 ARB kommt beim Ver-
sicherungsschutz nach §§ 21 Abs. 4 b), d) und e), 22 Abs. 3 b), d) und
e), 23 Abs. 3 c) und d), 24 Abs. 6 Nr. 3 a) und b), 26 Abs. 3 b), e)
und f) sowie 27 Abs. 3 b) und e) und f) ARB nicht zur Anwendung.
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Spezialklausel 15

Klausel zu §§ 25, 26, 27 und 29 ARB – Rechtsschutz für nicht-
eheliche Lebenspartner

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf den unter der gleichen
Anschrift gemeldeten und mit dem Versicherungsnehmer in häus-
licher Gemeinschaft lebenden, im Versicherungsschein genannten
Lebenspartner, dessen minderjährige Kinder sowie dessen unver-
heiratete volljährige Kindern, wenn sich letztere zumindest überwie-
gend in Schul- oder Berufsausbildung befinden.

Der Versicherungsschutz für den Lebenspartner und dessen Kinder
beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt und endet mit der Aufhebung
der häuslichen Gemeinschaft zwischen den nichtehelichen Lebens-
partnern. § 14 Abs. 3 Satz 3 ARB findet Anwendung.

Versicherungsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit der
bestehenden oder beendeten nichtehelichen Lebensgemeinschaft.

Spezialklausel 19 a

Klausel zu § 24 Abs. 3 Nr. 1 ARB – Vertrags-Rechtsschutz für
Hilfs- und Investitionsgeschäfte zur Einrichtung, Ausstattung
und Erhaltung der Büro-, Praxis-, Betriebs- oder Werkstatträume
(auch für Versicherungsverträge zur Sicherung der Einrichtung,
Ausstattung und Nutzung der Räume)

Der Versicherungsschutz gemäß § 24 Abs. 3 Nr. 1 ARB wird be-
schränkt auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus solchen
schuldrechtlichen Verträgen, die im unmittelbaren Zusammenhang
mit den Büro-, Praxis-, Betriebs- oder Werkstatträumen und ihrer
Einrichtung stehen, und umfasst abweichend von § 4 Abs. 1 h) ARB
auch Versicherungsverträge mit anderen Versicherern, die der Siche-
rung der Einrichtung, Ausstattung und Nutzung der Geschäftsräume
dienen. Der Versicherungsschutz erstreckt sich insoweit auch auf die
außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen. Nicht versi-
chert ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang
mit der Anschaffung, Veräußerung oder Belastung von Grundstük-
ken, Grundstücksteilen, Betrieben, Betriebsteilen und Praxen. Ausge-
schlossen ist ferner die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus
Verträgen, die nicht bloße Hilfsgeschäfte zur eigentlichen Tätigkeit
des Betriebes oder der Berufsausübung sind.

Spezialklausel 28

Klausel zu § 24 Abs. 2 ARB – Rechtsschutz als beliehener Unter-
nehmer

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Wahrnehmung recht-
licher Interessen im öffentlich-rechtlichen Bestallungsverhältnis als
beliehener Unternehmer gegenüber Verwaltungsbehörden.

Spezialklausel 30

Klausel zu § 27 ARB – Mitversicherung des Hoferben, Miteigen-
tümers, Altenteilers

Abweichend von § 27 ARB erstreckt sich der Versicherungsschutz
auch auf den Hoferben oder im Grundbuch eingetragenen Miteigen-
tümer, wenn diese im Antrag namentlich benannt und ausschließlich
auf dem Hof beschäftigt und dort wohnhaft sind.

Versicherungsschutz besteht auch für den Altenteiler des Betriebes,
dessen Inhaber er früher war und dessen Wohnsitz sich auf diesem
Betrieb oder in dessen räumlicher Nähe befindet.

Dabei ist in Ergänzung zu § 11 Abs. 2 Satz 2 ARB auch der Versiche-
rungsschutz des Versicherungsnehmers gegen diese mitversicherten
Personen ausgeschlossen.

Spzialklausel 33

Klausel zu § 24 Abs. 2 d ARB – Rechtsschutz für Ärzte in Regress-
verfahren sowie für Apotheker bei Vertragsmaßnahmen wegen
Verstöße gegen § 129 Abs. 1 SGB V

Der Versicherungsschutz des § 24 Abs. 2 d) ARB wird erweitert auf
die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Vorverfahren, die sich
aus Regressen und anderen Vertragsmaßnahmen durch die zustän-
digen Gremien der Kassenärztlichen Vereinigungen und der Träger
der gesetzlichen Krankenversicherung wegen unwirtschaftlicher Ver-
ordnungs-und Behandlungsweise oder unwirtschaftlicher Abgabe von
Arzneimitteln ergeben. Für das Vorverfahren kann die Kostenüber-
nahme gemäß § 2 ARB auf einen im Versicherungsschein genannten
Höchstbetrag begrenzt werden.

Spezialklausel 34

Klausel zu § 26 ARB – Familien- und Verkehrs-Rechtsschutz für
unverheiratete Versicherungsnehmer

Abweichend von § 26 Abs. 1 ARB besteht Versicherungsschutz nur

für den Versicherungsnehmer, die minderjährigen Kinder sowie die
unverheirateten volljährigen Kinder, wenn sich letztere zumindest
überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden. Für den in
Satz 1 genannten Personenkreis umfasst der Versicherungsschutz
auch  die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in seiner Eigen-
schaft als Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei Vertragsab-
schluss und während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen Fahr-
zeuge und als Fahrer von Fahrzeugen. Außerdem erstreckt sich der
Versicherungsschutz auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als
berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der auf den in Satz 1
genannten Personenkreis zugelassenen oder auf seinen Namen mit
einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge.

Heiratet der Versicherungsnehmer, erstreckt sich der Versicherungs-
schutz auch auf den Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner des
Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
innerhalb eines Monats nach Zugang einer Aufforderung dem Versi-
cherer die Verheiratung anzuzeigen. Tritt ein Rechtsschutzfall ein
und ist die Verheiratung trotz Aufforderung noch nicht angezeigt, ist
für den Ehegatten/ eingetragenen Lebenspartner der Versicherungs-
schutz ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass die Verheiratung nach Abschluss des Ver-
sicherungsvertrages erfolgt ist und der Rechtsschutzfall zu einem
Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.

Vom Zeitpunkt der Anzeige der Verheiratung an kommt vorliegende
Klausel in Wegfall. Der Versicherungsnehmer hat den im Tarif
vorgesehenen Beitrag für den Versicherungsschutz nach § 26 ARB
zu zahlen.

Spezialklausel 35

Klausel zu §§ 26 Abs. 1, 29 ARB – Rechtsschutz für eine bevor-
stehende selbstständige Tätigkeit

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, den Versicherungsschutz
für die Zeit ab Aufnahme der selbstständigen Tätigkeit nach den für
den Geschäftsbetrieb des Versicherers maßgebenden Grundsätzen
fortzusetzen.

Stellt der Versicherungsnehmer einen entsprechenden Antrag in-
nerhalb von zwei Monaten nach Aufnahme der selbstständigen
Tätigkeit, so besteht Versicherungsschutz für Rechtsschutzfälle, die
nach Aufnahme dieser Tätigkeit eingetreten sind; § 14 Abs. 3 Satz 3
ARB kommt insoweit nicht zur Anwendung.

Abweichend von § 26 Abs. 1 und in Erweiterung des Versicherungs-
schutzes nach § 29 ARB besteht auch Versicherungsschutz für
Rechtsschutzfälle, die mit einer die selbstständige Berufsausübung
vorbereitenden Tätigkeit und der Anmietung der hierfür vorgesehenen
Praxis- oder Geschäftsräume im Zusammenhang stehen. Die Wahr-
nehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen im
Sinne von § 26 Abs. 4 ARB ist wie in § 24 Abs. 3 ARB auf gericht-
liche Verfahren beschränkt; darüber hinaus gilt eine Selbstbeteili-
gung von 150 E je Rechtsschutzfall gemäß Klausel 09, sofern im
Versicherungsvertrag nicht eine höhere Selbstbeteiligung verein-
bart ist.

Führt die vorbereitende Tätigkeit und die Anmietung von Gewer-
beräumen nicht zur beabsichtigten Aufnahme einer selbstständigen
Tätigkeit, besteht dieser Versicherungsschutz auch, wenn der Ver-
sicherungsnehmer seine Tätigkeit als Gehaltsempfänger fortsetzt.

Der Versicherungsschutz umfasst beim Schornsteinfegerhandwerk
auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang
mit dem Eingehen eines öffentlich-rechtlichen Bestallungs-
verhältnisses als beliehener Unternehmer gegenüber Verwaltungs-
behörden.

Spezialklausel 46

Klausel zu §§ 25 und 26 ARB – Ausschluss des Arbeits- und
Sozialgerichts-Rechtsschutzes

Durch besondere Vereinbarung kann der Versicherungsschutz des
§ 25 Abs. 2 ARB auf die Leistungen des Abs. a), c), e) und f) und der
Versicherungsschutz des § 26 Abs. 3 auf die Leistungen des Ab-
satzes 3 a), b), d), e), g) und h) beschränkt werden. Für Rentner und
Pensionäre bleibt die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen im
Zusammenhang mit der betrieblichen oder beruflichen Altersversor-
gung sowie in Beihilfesachen versichert.

Spezialklausel 47

Klausel zu §§ 25 und 26 ARB – Leistungseinschränkung bei
Senioren

Mit Rentnern, Pensionären usw. kann vereinbart werden, dass der
Risikoausschluss hinsichtlich selbstständiger und freiberuflicher Tä-



tigkeit auf jede Art von Berufstätigkeit erweitert wird. Ausgeschlos-
sen vom Versicherungsschutz ist dann für alle versicherten Perso-
nen auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammen-
hang mit einer Tätigkeit als Arbeitnehmer oder Beamter. Die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit der
betrieblichen oder beruflichen Altersversorgung sowie in Beihilfe-
sachen bleibt versichert.

Spezialklausel 50 a

Klausel zu § 21 – Verkehrs-Rechtsschutz für die versicherte
Firma, den versicherten Selbstständigen und seine Familien-
angehörigen (auch für Motorfahrzeuge zu Wasser und in der
Luft zur Sportausübung)

Abweichend von § 21 ARB wird Versicherungsschutz gewährt der
versicherten Firma, dem versicherten Selbstständigen, dessen Ehe-
gatten / eingetragenen Lebenspartner, den minderjährigen Kindern
sowie den unverheirateten volljährigen Kindern, wenn sich letztere
zumindest überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden,
in ihrer Eigenschaft als Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei
Vertragsabschluss und während der Vertragsdauer auf  sie zuge-
lassenen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehenen
Motorfahrzeuge zu Lande (ausgenommen Taxen, Mietwagen und
Selbstfahrervermietfahrzeuge) einschließlich Anhänger und Wohn-
wagen und aller während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen
Motorfahrzeuge zu Wasser und in der Luft, die allein der Sport-
ausübung dienen, sowie als Fahrer fremder, nicht auf sie zugelasse-
ner Fahrzeuge. Außerdem erstreckt sich der Versicherungsschutz
auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder
berechtigte Insassen der oben genannten Fahrzeuge.

Bei Betrieben des Kraftfahrzeughandels oder -handwerkes oder
einer Tankstelle wird den nach § 24 Abs. 1 ARB mitversicherten
Personen Versicherungsschutz gewährt in ihrer Eigenschaft als
berechtigte Fahrer oder Insassen der nicht auf den Versicherungs-
nehmer zugelassenen Fahrzeuge, die sich bei Eintritt des Rechts-
schutzfalles in der Obhut des Versicherungsnehmers befinden oder
in dessen Betrieb vorübergehend benutzt werden. Der Versiche-
rungsschutz nach § 21 Abs. 4 b) ARB ist beschränkt auf Fahrzeuge,
die mit amtlichem schwarzen Kennzeichen versehen sind und kein
Kurzkennzeichen tragen.

Spezialklausel 51

Klausel zu § 21 ARB – Verkehrs-Rechtsschutz für alle Fahrzeu-
ge

Abweichend von § 21 ARB wird dem Versicherungsnehmer Versiche-
rungsschutz gewährt in seiner Eigenschaft als Eigentümer, Halter
oder Insasse aller bei Vertragsabschluss und während der Vertrags-
dauer auf ihn zugelassener oder mit einem Versicherungskenn-
zeichen versehener Motorfahrzeuge zu Lande (ausgenommen
Taxen, Mietwagen und Selbstfahrervermietfahrzeuge) und Anhän-
ger einschließlich Wohnwagen sowie als Fahrer fremder, nicht auf
ihn zugelassener Fahrzeuge. Außerdem erstreckt sich der Versiche-
rungsschutz auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte
Fahrer oder berechtigte Insassen der oben genannten Fahrzeuge.

Spezialklausel 54

Klausel zu § 21 ARB – Verkehrs-Rechtsschutz für alle Kraftfahr-
zeuge von Lohn- und Gehaltsempfängern

Abweichend von § 21 ARB wird der Versicherungsschutz dem Lohn-
und Gehaltsempfänger, dessen Ehegatten / eingetragenen Lebens-
partner, den minderjährigen Kindern sowie den unverheirateten
volljährigen Kindern, wenn sich letztere zumindest überwiegend in
Schul- oder Berufsausbildung befinden, in ihrer Eigenschaft als
Eigentümer, Halter oder Insasse aller bei Vertragsabschluss und
während der Vertragsdauer auf sie zugelassener Fahrzeuge und als
Fahrer von Fahrzeugen gewährt. Der Versicherungsschutz erstreckt
sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer
oder berechtigte Insassen der auf den im Satz 1 genannten Personen-
kreis zugelassenen Fahrzeuge. Die Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen im Zusammenhang mit einer selbstständigen Tätigkeit ist
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen. Fahrzeuge im Sinne
dieser Bestimmung sind alle Motorfahrzeuge zu Lande sowie An-
hänger.

Spezialklausel 55

Klausel zu § 14 Abs. 3 Satz 3 ARB – Wegfall der Wartezeit bei
Versicherungsfällen im beruflichen Bereich

Abweichend von § 14 Abs. 3 Satz 3 ARB entfällt die Wartezeit von
drei Monaten bei Rechtsschutzfällen im beruflichen Bereich, wenn
die Rechtsschutzversicherung innerhalb eines Monats nach Aufnah-
me der selbstständigen Berufstätigkeit abgeschlossen wird.

Spezialklausel 57

Klausel zu § 27 ARB – Rechtsschutz im Zusammenhang mit
Planfeststellungs-, Flurbereinigungs-, Umlegungs- und Enteig-
nungsangelegenheiten

Der Risikoausschluss des § 4 Abs. 1 r) ARB für die Wahrnehmung
rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit Planfeststellungs-,Flur-
bereinigungs-, Umlegungs- und Enteignungsangelegenheiten ent-
fällt.

Spezialklausel 59

Klausel zu §§ 25, 26 ARB – Versicherungsschutz für nebenberuf-
liche Tätigkeit beim Notdienst und bei Praxisvertretung im Heil-
wesenbereich
Abweichend von § 25 Abs. 1 Satz 2 ARB und § 26 Abs. 1 Satz 4 ARB
umfasst der Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung rechtli-
cher Interessen im Zusammenhang mit einer nebenberuflichen Tä-
tigkeit beim Notdienst und beim Versehen von Praxisvertretungen
im Heilwesenbereich. Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus
schuldrechtlichen Verträgen im Sinne von § 25 Abs. 3 ARB und § 26
Abs. 4 ARB ist wie in § 24 Abs. 3 ARB auf gerichtliche Verfahren
beschränkt; darüber hinaus gilt eine Selbstbeteiligung von 150 E je
Rechtsschutzfall gemäß Klausel 09, sofern im Versicherungsvertrag
nicht eine höhere Selbstbeteiligung vereinbart ist.

Spezialklausel 60

Klausel zu §§ 25 Abs. 2e), 26 Abs. 3g) und 27 Abs. 3g) ARB
– Übernahme einer Geschäftsgebühr in familien-, lebenspartner-
schafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten
Zusätzlich zum Versicherungsschutz in §§ 25 Abs. 2e), 26 Abs. 3g)
und 27 Abs. 3g) ist auch das Betreiben des Geschäftes durch einen
Rechtsanwalt versichert, einschließlich der Information, des Ein-
reichens, Fertigens oder Unterzeichnens von Schriftsätzen oder
Schreiben (Nr. 2300 VV RVG) bis zur Höhe von insgesamt 820 E
abzüglich der vertraglich vereinbarten Selbstbeteiligung.

Spezialklausel 61

Klausel zu §§ 21, 22, 25, 26 und 29 ARB – Beitragsfreistellung
bei Arbeitslosigkeit des Versicherungsnehmers
1. Die Verpflichtung zur weiteren Beitragszahlung für den Versi-

cherungsvertrag entfällt, wenn bei Eintritt der Arbeitslosigkeit
die Beiträge ein Jahr ununterbrochen entrichtet worden sind und
die Arbeitslosigkeit mindestens drei Monate gedauert hat (Bei-
tragsfreistellung).

Die Beitragsfreistellung wird längstens für die Dauer von einem
Jahr ab Beginn der Arbeitslosigkeit und höchstens bis zur Voll-
endung des 55. Lebensjahres des Versicherungsnehmers ge-
währt. Bei fortdauernder Arbeitslosigkeit kann mit dem Versi-
cherer vereinbart werden, dass der Vertrag für die Dauer von bis
zu einem Jahr zur Ruhe gestellt wird. Für die Dauer der Ruhe-
versicherung besteht kein Versicherungsschutz. Bei Wieder-
inkraftsetzung des Vertrages kommt § 14 Abs. 3 Satz 3 ARB
nicht zur Anwendung.

2. Der Versicherungsnehmer muss zur Erlangung der Beitragsfrei-
stellung ein mindestens 2jähriges ununterbrochenes und unge-
kündigtes sowie nicht befristetes, sozialversicherungspflichtiges
Arbeitsverhältnis nachweisen.

3. Das Vorliegen der unter 2. genannten Voraussetzungen muss
der Versicherungsnehmer jeweils durch entsprechende Beschei-
nigungen des Arbeitgebers nachweisen, wenn er die Beitragsfrei-
stellung beansprucht. Er muss außerdem eine Bescheinigung
der Bundesagentur für Arbeit vorlegen, aus der sich der Beginn
seiner Arbeitslosigkeit ergibt.

4. Der Anspruch auf Beitragsfreistellung ist unverzüglich geltend
zu machen. Die Leistungspflicht des Versicherers beginnt mit
dem Kalendermonat, der auf den Eingang der in 3. genannten
Bescheinigungen beim Versicherer folgt.

5. Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn
der Versicherungsnehmer den Eintritt der Arbeitslosigkeit vor-
sätzlich oder grob fahrlässig herbeiführt.

6. Der Versicherungsnehmer informiert den Versicherer unverzüg-
lich über das Ende der Arbeitslosigkeit. Der Versicherer kann
jederzeit Nachweise über die Fortdauer der Arbeitslosigkeit des
Versicherungsnehmers anfordern. Unabhängig davon ist der
Versicherer berechtigt, bei der Bundesagentur für Arbeit jederzeit
Auskünfte über die Fortdauer der Arbeitslosigkeit des Versiche-
rungsnehmers einzuholen.

7. Der Versicherungsnehmer informiert den Versicherer unverzüg-
lich, wenn seine sozialversicherungspflichtige Tätigkeit endet,
insbesondere, wenn er eine nicht sozialversicherungspflichtige
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Tätigkeit aufnimmt, also z. B., wenn er als Hausfrau/Hausmann
oder freiberuflich oder selbstständig tätig wird. In diesen Fällen
entfällt der Beitragsanteil für die Beitragsfreistellung bei Arbeits-
losigkeit.

8. Der Versicherungsnehmer und der Versicherer können die ver-
traglich eingeschlossene Beitragsfreistellung bei Arbeitslosig-
keit für die gesamte Restlaufzeit des Vertrages widerrufen. Der
Widerruf muss schriftlich, spätestens drei Monate vor Ablauf
des Versicherungsjahres erfolgen.

Spezialklausel 70

Klausel zu § 25 ARB – Familien-Rechtsschutz für unverheiratete
Versicherungsnehmer

Abweichend von § 25 Abs. 1 ARB besteht Versicherungsschutz nur
für den Versicherungsnehmer, die minderjährigen Kinder sowie die
unverheirateten volljährigen Kinder, wenn sich letztere zumindest
überwiegend in Schul- oder Berufsausbildung befinden.

Heiratet der Versicherungsnehmer, erstreckt sich der Versicherungs-
schutz auch auf den Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner des
Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
innerhalb eines Monats nach Zugang einer Aufforderung dem Versi-
cherer die Verheiratung anzuzeigen. Tritt ein Rechtsschutzfall ein
und ist die Verheiratung trotz Aufforderung noch nicht angezeigt, ist
für den Ehegatten / eingetragenen Lebenspartner der Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen. Dies gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verheiratung nach Abschluss des
Versicherungsvertrages erfolgt ist und der Rechtsschutzfall zu ei-
nem Zeitpunkt eingetreten ist, in dem die Anzeigefrist noch nicht
verstrichen war.

Vom Zeitpunkt der Anzeige der Verheiratung an kommt vorliegende
Klausel in Wegfall. Der Versicherungsnehmer hat den im Tarif
vorgesehenen Beitrag für den Versicherungsschutz nach § 25 ARB
zu zahlen.

Spezialklausel 75

Klausel zu §§ 24, 25, 26, 27, 29 ARB – Zusatzleistungen

Der Versicherer trägt

1. zusätzlich zum Versicherungsschutz nach § 24 Abs. 2 b) ARB
die Kosten für den Versicherungsnehmer als Arbeitgeber bei
Rechtsauseinandersetzungen aus dem Bereich des kollektiven
Arbeits- und Dienstrechtes;

2. zusätzlich zum Versicherungsschutz nach §§ 25 Abs. 2 b),
26 Abs. 3 c) und 27 Abs. 3 c) ARB die Kosten für die versicherten
Personen als Arbeitnehmer für die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen im Zusammenhang mit einer vom Arbeitgeber ange-
strebten Aufhebung des Arbeitsverhältnisses, wenn es an einem
Rechtsschutzfall nach § 14 Abs. 3 ARB fehlt; die Kosten hierfür
werden bis 500 E abzüglich einer vertraglich vereinbarten Selbst-
beteiligung übernommen;

3. zusätzlich zum Versicherungsschutz nach §§ 25 Abs. 2 e),
26 Abs. 3 g) und 27 Abs. 3 g) ARB die Kosten für das Betreiben
des Geschäftes durch einen Rechtsanwalt einschließlich der
Information, des Einreichens, Fertigens sowie Unterzeichnens
von Schriftsätzen oder Schreiben (Nr. 2300 VV RVG) bis zur
Höhe von 500 E abzüglich einer vertraglich vereinbarten Selbst-
beteiligung;

4. zusätzlich zum Versicherungsschutz nach § 29 ARB und
abweichend von Abs. 3 b) der Standardklausel 04 die Kosten für
den Streit wegen Anliegerbeiträge und Erschließungskosten für
die im Versicherungsschein aufgeführten selbstbewohnten
Wohneinheiten im Eigentum der versicherten Personen außer-
halb der Land- und Forstwirtschaft.Der Risikoausschluss nach
§ 4 Abs. 1 k) ARB bleibt hiervon unberührt.

Spezialklausel 76

Klausel zu §§ 25 und 26 ARB – Ausschluss des Arbeits-Rechts-
schutzes

Durch besondere Vereinbarung kann der Versicherungsschutz
des § 25 Abs. 2 ARB auf die Leistungen des Abs. a), c), d), e) und
f) und der Versicherungsschutz des § 26 Abs. 3 ARB auf die
Leistungen des Absatzes 3 a), b), d), e), f), g) und h) beschränkt
werden. Für Rentner und Pensionäre bleibt die Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit der betrieblichen
oder beruflichen Altersversorgung sowie in Beihilfesachen ver-
sichert.

R
S

 1
0 

 1
.2

00
8

Spezialklausel 77

Klausel zu § 4 Abs. 1 d) ARB – Versicherungsschutz für die
Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Anstellungsverträgen
gesetzlicher Vertreter juristischer Personen
Abweichend von § 4 Abs. 1 d) ARB umfasst der Versicherungs-
schutz auch die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus dem der
versicherten Funktion als gesetzlicher Vertreter einer juristischen
Person zugrundeliegenden Anstellungsvertrag.

Die Eigenschaft, für die der Versicherungsschutz gewährt wird, und
die juristische Person, für die der Versicherungsnehmer tätig ist,
sind im Versicherungsschein zu bezeichnen.

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, beschränkt sich der
Versicherungsschutz auf die gerichtliche Interessenwahrnehmung.

Beendet der Versicherungsnehmer die Tätigkeit, in deren Eigen-
schaft er versichert ist, dadurch, dass er in der bisher versicherten
oder einer anderen versicherbaren Eigenschaft bei derselben oder
bei einer anderen juristischen Person tätig wird, bleibt der Versiche-
rungsschutz bestehen. Die Beendigung der Tätigkeit bzw. die Auf-
nahme der neuen Tätigkeit ist dem Versicherer innerhalb von zwei
Monaten mitzuteilen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht
Versicherungsschutz nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzei-
gepflicht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei
grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu
kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass der Obliegen-
heitverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz
bestehen.

Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für
die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war.

Spezialklausel 78

Klausel zu § 21 ARB – Dienstreise-Rechtsschutz

Für die nach § 24 Abs. 1 Satz 2 und 3 ARB mitversicherten Arbeit-
nehmer des Versicherungsnehmers besteht während vom Versiche-
rungsnehmer angewiesener Dienstfahrten der Versicherungsschutz
nach § 21 Abs. 4 a), c) und e) ARB auch bei der regelmäßigen
Benutzung eigener, auf sie zugelassener Motorfahrzeuge oder bei
der gelegentlichen Nutzung von Selbstfahrervermietfahrzeugen; Ent-
sprechendes gilt für weitere mitversicherte Arbeitnehmer des Ver-
sicherungsnehmers als berechtigte Insassen dieser Fahrzeuge. Der
Versicherungsschutz beginnt mit dem Antritt der Fahrt von der Woh-
nung des Arbeitnehmers bzw. dem Abstellplatz des Fahrzeuges und
endet mit der Rückkehr nach dort. Der Versicherungsschutz ruht in
der Zeit, in welcher der Hin- und Rückweg zum bzw. vom Zielort zu
persönlichen oder geschäftlichen Zwecken die mit der versicherten
Eigenschaft nach § 24 ARB in keinem Zusammenhang stehen, unter-
brochen wird. Das Gleiche gilt für die Verlängerung des Aufenthaltes
am Zielort.

Soweit aus einer zugunsten der mitversicherten Arbeitnehmer oder
für die benutzten Kraftfahrzeuge anderweitig bestehenden Rechts-
schutzversicherung bedingungsgemäß Leistungen beansprucht
werden können, besteht kein Versicherungsschutz. Mit der Anzeige
des Rechtsschutzfalles nach § 15 Abs. 1 a) ARB hat der Versiche-
rungsnehmer dem Versicherer eine schriftliche Bestätigung darüber
zu erteilen, dass eine auf Anweisung erfolgte Dienstreise vorgelegen
hat und dass die mitversicherten Arbeitnehmer oder Halter der
Selbstfahrervermietfahrzeuge nicht über eigene Rechtsschutzversi-
cherungen verfügen bzw. diese bedingungsgemäß nicht eintritts-
pflichtig sind.

Spezialklausel 80

Versicherungsvertrags-Rechtsschutz für Selbständige

Soweit Spezialklausel 19 a vereinbart ist, besteht - in deren Er-
weiterung - Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlichter
Interessen aus Versicherungsverträgen aller Art, die im unmittelbaren
Zusammenhang mit der im Versicherungsschein angegebenen
versicherten Eigenschaft (Betriebsart) stehen; der Versicherungs-
schutz beschränkt sich insoweit auf die gerichtliche Interessen-
wahrnehmung. Ausgeschlossen ist die Wahrnehmung rechtlicher
Interessen aus dem Rechtschutzversicherungsvertrag gegen den
Versicherer oder das von diesem mit der Leistungsregulierung beauf-
tragte Unternehmen.



§ 1 Versicherte Personen

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und/
oder die im Versicherungsschein genannten natürlichen oder juristi-
schen Personen (Mitversicherte) in Ausübung und im unmittelbaren
Zusammenhang mit der im Versicherungsschein bezeichneten Tätig-
keit.

(2) Es kann vereinbart werden, dass auch aus den Diensten des Ver-
sicherungsnehmers ausgeschiedene Personen Versicherungsschutz
für Rechtsschutzfälle erhalten, die sich aus ihrer früheren Tätigkeit für
den Versicherungsnehmer ergeben, solange dieser der Rechtsschutz-
gewährung nicht widerspricht.

(3) Ändert der Versicherungsnehmer seine im Versicherungsschein
bezeichnete Tätigkeit, erstreckt sich der Versicherungsschutz auch
auf die neue Tätigkeit, wenn der Versicherungsnehmer die Änderung
seiner Tätigkeit innerhalb von zwei Monaten nach deren Aufnahme
anzeigt. Erfolgt die Anzeige später, erstreckt sich der Versicherungs-
schutz auf   die neue Tätigkeit erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der
Anzeige beim Versicherer. § 9 ARB bleibt unberührt.

§ 2 Umfang der Versicherung

Der Versicherungsschutz umfasst:

a) Straf-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige
Begehung strafbar ist; einem Vergehen gleichgestellt wird ein
Verbrechen, für das der Straftatbestand Milderungen für
minderschwere Fälle vorsieht und bei dem das Mindestmaß
unter einem Jahr Freiheitsstrafe liegt;

bb) eines nur vorsätzlich begehbaren Vergehens, soweit nicht
etwas anderes vereinbart ist;

cc) von Vergehen nach § 43 Bundesdatenschutzgesetz.

Wird rechtskräftig festgestellt, dass der Versicherte das Verge-
hen vorsätzlich begangen hat, ist er verpflichtet, dem Versicherer
die Kosten zu erstatten, die dieser für die Verteidigung wegen des
Vorwurfs eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat. Werden
dem   Versicherten mehrere Vorsatzvergehen zur Last gelegt und
wird er wegen mindestens eines Vorsatzvergehens rechtskräftig
verurteilt, so sind auch die Kosten für die Verteidigung wegen der
übrigen Vorsatzvergehen zu erstatten.

b) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz für die Verteidigung wegen
des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit;

c) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz für die Verteidigung in
Disziplinar- und Standesrechtsverfahren;

d) Versicherungsschutz für die Stellungnahme eines Rechtsanwalts,
die im Interesse des versicherten Unternehmens notwendig wird,
weil sich ein Ermittlungsverfahren auf das versicherte Unter-
nehmen bezieht, ohne dass bestimmte Betriebsangehörige be-
schuldigt werden (Firmenstellungnahme);

e) Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt bei der Vernehmung
einer versicherten Person als Zeuge, wenn diese Person
die Gefahr einer Selbstbelastung annehmen muss (Zeugen-
beistand).

§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

(1) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gelten im Anwendungs-
bereich des Spezial-Straf-Rechtsschutz die Risikoausschlüsse des
§ 4 Abs. 1 ARB als aufgehoben - mit Ausnahme der Wahrnehmung
rechtlicher Interessen aus dem Bereich des Kartellrechts.

Sonderbedingungen
Die Sonderbedingungen gelten nur, wenn sie besonders vereinbart worden sind und im Versicherungsschein ausdrücklich genannt
werden
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Sonderbedingungen für den Spezial-Straf-Rechtsschutz (SSR)

(2) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Verteidigung gegen
den Vorwurf der Verletzung einer verkehrsrechtlichen Vorschrift, so-
weit nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Verteidigung gegen
den Vorwurf

– der Verletzung der Strafbestimmungen des Betruges, der Un-
terschlagung und der Untreue, wenn die Wahrung fremder
Vermögensinteressen der wesentliche Inhalt der Berufstätig-
keit des Versicherungsnehmers ist

– der vorsätzlichen Verletzung von Strafbestimmungen, wenn
das Verhalten des Beschuldigten offensichtlich bewusst auf die
Schädigung eines anderen angelegt war.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz

Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutz-
falles innerhalb des versicherten Zeitraumes. Als Rechtsschutzfall gilt

a) für die Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren die Einleitung
eines Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten. Ein Ermitt-
lungsverfahren gilt als eingeleitet, wenn es bei der zuständigen
Behörde als solches verfügt ist;

b) für den Zeugenbeistand die mündliche oder schriftliche Aufforde-
rung an den Versicherten zur Zeugenaussage;

c) für die standes- und disziplinarrechtlichen Verfahren die Einlei-
tung eines standes- oder disziplinarrechtlichen Verfahrens gegen
den Versicherten.

Wird in demselben Ermittlungsverfahren gegen mehrere Versicherte
ermittelt oder werden in demselben Ermittlungs-, Straf- oder Ordnungs-
widrigkeitenverfahren mehrere Versicherte zur Zeugenaussage auf-
gefordert, handelt es sich um denselben und nicht jeweils einen
neuen Rechtsschutzfall.

§ 5 Leistungsumfang

(1) Der Versicherer trägt

a) die dem Versicherten auferlegten Kosten der vom Rechtsschutz
umfassten Verfahren;

b) die angemessenen Kosten eines für den Versicherten tätigen
Rechtsanwalts, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist;

c) die angemessenen Kosten für notwendige Reisen des für den
Versicherten tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen
Gerichts oder den Sitz der Ermittlungsbehörde, soweit nicht
etwas  anderes vereinbart ist;

d) die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Auftrag ge-
gebenen Sachverständigengutachten, die für seine Verteidigung
erforderlich sind, soweit nicht etwas vereinbart ist;

e) die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Neben-
kläger tätigen Rechtsanwaltes, soweit der Versicherte durch
deren Übernahme eine Einstellung des gegen ihn anhängigen
Strafverfahrens erreicht hat, obwohl ein hinreichender Tatver-
dacht fortbestand;

f) die Reisekosten des Versicherten an den Ort des zuständigen
ausländischen Gerichts gemäß Standardklausel 01 der ARB;

g) die Kosten für die verwaltungsrechtliche Tätigkeit eines vom
Versicherten beauftragten Anwaltes zur Unterstützung der Ver-
teidigung in einem eingeleiteten und vom Versicherungsschutz
umfassten Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren.
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(2) Die Höhe des im Einzelfall zu tragenden Betrages bestimmt
sich unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere der Be-
deutung der Angelegenheit, des Umfanges und der Schwierigkeit der
Tätigkeit.

(3) Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sorgt der Versicherer
für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Inte-
ressen des Versicherten im Ausland notwendigen schriftlichen
Unterlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b) die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der im Versiche-
rungsschein vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt
werden muss, um den Versicherten einstweilen von Strafver-
folgungsmaßnahmen zu verschonen. Zur Rückzahlung der vom
Versicherer geleisteten Kaution ist neben dem beschuldigten
Versicherten auch der Versicherungsnehmer verpflichtet, sofern
er mit der Kautionsleistung des Versicherers einverstanden war.

(4) Der Versicherer trägt nicht die im Versicherungsschein für jeden
Rechtsschutzfall vereinbarte Selbstbeteiligung.

§ 6 Örtlicher Geltungsbereich

(1) Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Rechtsschutzfälle, die
in Europa eingetreten sind und für die in diesem Bereich der Gerichts-
stand ist.

(2) Aufgrund besonderer Vereinbarung kann der Versicherungsschutz
auf außerhalb Europas eintretende Rechtsschutzfälle ausgedehnt
oder auch auf in der Bundesrepublik Deutschland eintretende
Rechtsschutzfälle begrenzt werden.

§ 7 Anzuwendendes Recht

Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, gelten die
Bestimmungen der §§ 1 bis 20 ARB.



§ 1 Versicherungsgegenstand und anzuwendendes Recht

Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen im Zusammenhang mit Verfahren, die Kürzungen von
landwirtschaftlichen Direktzahlungen gemäß Art. 2 d) EG-Verordnung
Nr. 1782/2003 wegen eines tatsächlichen oder behaupteten Verstoßes
gegen Vorschriften in den Bereichen Umwelt, Futtermittel- und Lebens-
mittelsicherheit sowie Tiergesundheit und Tierschutz (Cross Compliance)
betreffen.

Die Bestimmungen der §§ 1 bis 20 ARB inklusive der Standardklausel
36 - Beitragsänderungsklausel - finden Anwendung, soweit nicht
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

§ 2 Versicherte Personen; mitversicherte Unternehmen

Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und/oder
die im Versicherungsschein genannten natürlichen oder juristischen
Personen.

Niederlassungen des Versicherungsnehmers in Deutschland sind
mitversichert, soweit sie nicht rechtlich selbstständig sind. Rechtlich
selbstständige Tochter-, Schwester- oder Beteiligungsunternehmen
gelten als mitversichert, soweit dies vereinbart und diese im
Versicherungsschein benannt sind.

Alle hinsichtlich des Versicherungsnehmers geltenden Bestimmun-
gen sind sinngemäß für oder gegen Mitversicherte anzuwenden.

§ 3 Umfang der Versicherung

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung der rechtlichen
Interessen des Versicherungsnehmers vor Verwaltungsgerichten der
ersten Instanz im Zusammenhang mit einer gegen den Versiche-
rungsnehmer verhängten Kürzung beantragter bzw. bereits empfan-
gener Direktzahlungen.

§ 4 Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz (Rechts-
schutzfall)

Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutz-
falles innerhalb des versicherten Zeitraums. Als Rechtsschutzfall
gilt der tatsächliche oder behauptete Verstoß des Versicherungs-
nehmers gegen Vorschriften nach § 1, der von der Behörde als
Grundlage für die Kürzung von Direktzahlungen herangezogen wird.
Bei mehreren - gleichartigen oder ungleichartigen - Verstößen ist
der erste Verstoß maßgebend, bei einem Dauerverstoß dessen Be-
ginn.

Liegt der tatsächliche oder behauptete Verstoß gegen Vorschriften
nach § 1 innerhalb von drei Monaten nach Beginn dieses Versich-
rungsschutzes oder löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung,
die vor oder innerhalb von drei Monaten nach Beginn dieses
Versicherungsschutzes vorgenommen wird, den Rechtsschutzfall aus,
besteht kein Versicherungsschutz.

§ 5 Leistungsumfang

(1) Der Versicherer trägt

a) die dem Versicherungsnehmer auferlegten Kosten des vom
Rechtsschutz umfassten Gerichtsverfahrens einschließlich der
Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht
herangezogen werden;

b) die gesetzliche Vergütung eines für den Versicherungsnehmer
tätigen Rechtsanwaltes;

c) die Kosten für notwendige Reisen des für den Versicherungs-
nehmer tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständigen Ge-
richts;

d) die der Gegenseite durch die Wahrnehmung deren rechtlicher
Interessen im Gerichtsverfahren entstandenen gesetzlichen
Kosten.

(2) Der Versicherer trägt nicht die im Versicherungsschein für jeden
Rechtsschutzfall vereinbarte Selbstbeteiligung.

§ 6 Versicherungssumme

Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall bis zu der im Versiche-
rungsvertrag vereinbarten Versicherungssumme. Die Versicherungs-
summe bildet zugleich die Höchstleistung für alle zeitlich und ursäch-
lich zusammenhängenden Rechtsschutzfälle.

§ 7 Örtlicher Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz bezieht sich auf Rechtsschutzfälle, die in
Europa eintreten, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in
Deutschland erfolgt und ein deutsches Gericht zuständig ist.

§ 8 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Es besteht kein Versicherungsschutz

(1) wenn rechtskräftig festgestellt wird, dass die Kürzung der Direkt-
zahlungen darauf beruht, dass der Versicherungsnehmer vorsätzlich
gegen Vorschriften nach § 1 verstoßen hat. Bereits erbrachte Leistun-
gen sind an den Versicherer zurückzuerstatten, und zwar auch dann,
wenn dem Versicherungsnehmer - unter anderem - mehrere vorsätz-
liche Verstöße vorgeworfen wurden und mindestens ein vorsätzlicher
Verstoß rechtskräftig festgestellt wird. Wird ein versichertes Gerichts-
verfahren vom Versicherungsnehmer oder der Gegenseite über die
erste Instanz hinaus betrieben, hat der Versicherungsnehmer den
Versicherer hierüber unverzüglich in Kenntnis zu setzen, unaufgefor-
dert vom rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens zu unterrichten
und auf Verlangen entsprechende Unterlagen (z. B. Schriftsätze,
Urteil, Vergleich) zur Verfügung zu stellen;

(2) für Verwaltungs-Vollstreckungsverfahren;

(3) für die Verteidigung oder anderweitige Interessenwahrnehmung in
Strafverfahren; insoweit kann über den gegebenenfalls vereinbarten
Spezial-Straf-Rechtsschutz Versicherungsschutz in Betracht kommen;

(4) für Rechtsschutzfälle, die dem Versicherer später als 2 Jahre
nach Beendigung des Versicherungsvertrages gemeldet werden;

(5) wenn die Kürzung der Direktzahlung als wiederholter Verstoß
bezeichnet wird;

(6) wenn die Kürzung der Direktzahlung mit unvollständiger oder
unrichtiger Beantragung von Direktzahlungen begründet wird.

§ 9 Schuldhaftes Verhalten Dritter

Schuldhaftes Verhalten (Tun oder Unterlassen) Dritter, derer sich der
Versicherungsnehmer zur Erfüllung seiner Cross Compliance-Ver-
pflichtungen bedient, ist jenem - auch bei mangelndem eigenen Aus-
wahl-, Organisations- oder Überwachungsschulden - zuzurechnen.

§ 1

(1) Versicherungsschutz wird natürlichen und juristischen Personen,
Gesellschaften und anderen Personenvereinigungen des privaten
Rechts sowie den in § 7 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)
genannten Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen gewährt,
soweit sie personenbezogene Daten im Sinne des BDSG verarbeiten
oder verarbeiten lassen.

(2) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Organe und Bedien-
steten des Versicherungsnehmers, zu denen auch der Datenschutz-
beauftragte zählt.

§ 2

(1) Der Versicherungsschutz umfasst

a) die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach dem
BDSG auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung und Löschung;

b) die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes einer Straftat
oder Ordnungswidrigkeit gemäß §§ 43, 44 BDSG.

(2) Wird dem Versicherungsnehmer vorgeworfen, eine Straftat ge-
mäß § 43 BDSG begangen zu haben, besteht kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer wegen dieser Straftat rechts-
kräftig verurteilt wird. In diesem Fall ist er verpflichtet, dem Versiche-
rer die erbrachten Leistungen zurückzuerstatten.

(3) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Verteidigung
in Verfahren wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit, soweit
hierfür anderweitig Versicherungsschutz besteht.

§ 3

Im Übrigen gelten die §§ 1 bis 20 der Allgemeinen Bedingungen für
die Rechtsschutzversicherung mit Ausnahme von § 4 Abs. 3 a und
§ 20 Abs. 4 Satz 1.

Sonderbedingungen für Daten-Rechtsschutz

Sonderbedingungen für den Cross Compliance-Rechtsschutz (CCR)
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Allgemeine Tarifbestimmungen
Versicherungssumme

Sofern im Versicherungsantrag nichts anderes vereinbart ist, gilt
Folgendes:

Den Beiträgen liegt eine unbegrenzte Versicherungssumme bei der
Geltendmachung von Schadenersatz wegen Personenschäden ein-
schließlich der sich aus den Personenschäden ergebenden
Vermögensschäden zugrunde. Ansonsten beträgt die Versicherungs-
summe  350.000 E  je Rechtsschutzfall; darin eingeschlossen sind
Kautionsdarlehen bis 100.000 E . Gegen einen Beitragszuschlag von
5 % ist eine Erhöhung der Versicherungssumme auf 400.000 E
möglich (Kautionsdarlehen bis 100.000 E).

Beim Rechtsschutz in Übersee beträgt die Versicherungssumme
155.000 E  je Rechtsschutzfall (gilt auch bei der Geltendmachung von
Schadenersatz wegen Personenschäden).

Geltungsbereich

Der Versicherungsschutz gilt für Rechtsschutzfälle in aller Welt, wenn
die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen in Europa, in den Anlie-
gerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, den Azoren
oder auf Madeira erfolgt und die gesetzliche Zuständigkeit der dorti-
gen Gerichte und Behörden gegeben ist.

Der Versicherungsschutz besteht bei privaten und beruflichen Reisen
auch für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen außerhalb
Europas und der anderen oben genannten Gebiete, wenn der
Rechtsschutzfall bei einer längstens 6 Wochen dauernden privaten
oder beruflichen Reise eintritt und nicht im unmittelbaren Zusammen-
hang mit einer beruflichen Tätigkeit und auch nicht im unmittelbaren
Zusammenhang mit dem An- und Verkauf von Immobilien oder von
Nutzungsrechten an Immobilien steht (Übersee-Rechtsschutz). Beim
Schüleraustausch, bei Au-Pair-Aufenthalten und bei Sonder-
vereinbarungen vor Reiseantritt besteht der Versicherungsschutz auch
bei länger andauernden Reisen.

Vertragsdauer

Die Vertragsdauer beträgt 1 bis 5 Jahre. Es können zu gleichen
Beiträgen auch Verträge über 10 Jahre abgeschlossen werden.

Wartezeit

Es gilt eine Wartezeit von 3 Monaten beim

- Allgemeinen Vertrags-Rechtsschutz

- Arbeits-Rechtsschutz
- Sozialgerichts-Rechtsschutz (nicht bei Rechtsauseinander-

setzungen im Verkehrsbereich)

- Rechtsschutz für Grundstückseigentum und Miete

- Steuer-Rechtsschutz (nicht in Steuer-Bußgeldverfahren)

- Allgemeinen Verwaltungsgerichts-Rechtsschutz

- Rechtsschutz für den Anstellungsvertrag

Auf die Wartezeit wird nur dann verzichtet, wenn das Risiko
anderweitig versichert war und im unmittelbaren Anschluss an
die Vorversicherung übernommen wird.

Keine Wartezeit beim

- Schadenersatz-Rechtsschutz

- Straf-Rechtsschutz (auch in Steuer-Bußgeldverfahren)

- Führerschein-Rechtsschutz

- Beratungs-Rechtsschutz (Familienrecht, Erbrecht, Freiwillige
Gerichtsbarkeit)

- Kraftfahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz

- Kraftfahrzeug-Steuer-Rechtsschutz

- Opfer-Rechtsschutz (aktive Nebenklage)

- Vermögensschaden-Rechtsschutz

Tarifgruppen

Tarifgruppe N: Normaltarif
Tarifgruppe B: Beamtentarif

Für die Anwendung dieser Tarifgruppe gelten die Be-
stimmungen des jeweils gültigen Tarifs für die Kraft-
fahrtversicherung.

Nachlässe

Mengennachlass gibt es beim
- Verkehrs-Rechtsschutz
- Fahrzeug-Rechtsschutz (wenn die Fahrzeuge auf den Versiche-

rungsnehmer zugelassen sind)
- Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen
ab 500,– E 10 %
ab 1.000,–  E 15 %
ab 1.500,– E 20 %
ab 2.000,–  E 5 %

Sondernachlass gibt es beim
- Verkehrs-Rechtsschutz
- Fahrer-Rechtsschutz für Unternehmen

Voraussetzung ist, dass mindestens 5 Motorfahrzeuge oder 5 Fahrer
versichert werden. Der Sondernachlass beträgt 10 %. Bei Berech-
nung des Sondernachlasses ist von dem Beitrag nach Abzug des
Mengennachlasses auszugehen.

Selbstbeteiligung

Wird eine Selbstbeteiligung im Rechtsschutzfall vereinbart (Spezial-
klausel 09), kommt sie bei mehreren Rechtschutzfällen aufgrund
eiens einzigen Ergebnisses nur einmal zur Anwendung (wenn z.B. bei
einem Verkehrsunfall gegen den Versicherungsnehmer ein Straf-
oder Bußgeldverfahren eingeleitet wird und er gleichzeitig
Schadenersatzansprüche geltend macht).

Beitragsangleichung

Die vereinbarten Beiträge unterliegen der Beitragsangleichung ge-
mäß Beitragsänderungsklausel (Standardklausel 36).

Vertragsgrundlagen

Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 1975/
2008), Stand 01.01.2008, mit den jeweils vereinbarten Klauseln und
Sonderbedingungen.

Begriffsbestimmungen für Art und Verwendung von Kraftfahr-
zeugen

Personenkraftwagen

sind als Personenkraftwagen oder Kombinationskraftwagen zugelas-
sene Kraftfahrzeuge, mit Ausnahme von Mietwagen, Kraftdroschken
(Taxen) und Selbstfahrervermietfahrzeugen.

Mietwagen

sind Personenkraftwagen, mit denen ein nach § 49 Abs. 4 Personen-
beförderungsgesetz (PBefG) genehmigungspflichtiger Gelegenheits-
verkehr gewerbsmäßig betrieben wird (unter Ausschluss der Kraft-
droschken/Taxen, Kraftomnibusse, Güterfahrzeuge und Selbstfahrer-
vermietfahrzeuge).

Kraftdroschken (Taxen)

sind Personenkraftwagen, die der Unternehmer an behördlich zuge-
lassenen Stellen bereithält und mit denen er Beförderungsaufträge zu
einem vom Fahrgast bestimmten Ziel ausführt.

Selbstfahrervermietfahrzeuge

sind Kraftfahrzeuge und Anhänger, die gewerbsmäßig ohne Gestel-
lung eines Fahrers vermietet werden.
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Leasing-Fahrzeuge
sind Selbstfahrervermietfahrzeuge, die
a) auf den Mieter zugelassen sind oder
b) bei fortdauernder Zulassung auf den Vermieter dem Mieter durch

Vertrag mindestens 6 Monate überlassen werden.

Kraftomnibusse

sind Kraftfahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beför-
derung von mehr als 9 Personen (einschließlich Führer) geeignet und
bestimmt sind.

Als Sonderfahrzeuge und Arbeitsmaschinen gelten:

Abschleppwagen, Ausstellungswagen, Bagger, Beton-Pumpenwagen,
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Elektro-Güterfahrzeuge, Elektro-Karren, Erd-Arbeitsmaschinen,
Fäkalienabfuhrwagen, Fernmeldewagen, Feuerwehrmannschafts-
und -gerätewagen, Funkwagen, Gabelstapler (zulassungs-pflichtig),
Geräteträger für Land- und Fortwirtschaft, Hubstapler, Kanal-
reinigungswagen, Krankenwagen, Kranwagen, Lader, Leichen-
wagen, Messwagen, Milch-Sammeltankwagen, Müllwagen,
Schlammsaugwagen, Straßenbaumaschinen, Straßenreinigungs-
maschinen, Tieflader, Verkaufswagen, Werkstattwagen.

Nicht als Sonderfahrzeuge oder Arbeitsmaschinen gelten:

Betontransportmischer, Kraftfahrzeug-Transporter, Kraftstoff- Kes-
selwagen, Milch-Tankwagen, Tankwagen, Turmwagen.

Diese Fahrzeuge werden als Nutzfahrzeuge tarifiert.


